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1 Einleitung 

In Deutschland betrug die Einwohnerzahl Ende 2018 ca. 83 Millionen Menschen1, ca. 

13,6 Millionen von ihnen waren unter 18 Jahre alt2. Das entspricht in etwa 16% der Be-

völkerung Deutschlands. So viele Menschen sind Kraft Gesetz vom Wahlrecht von vorn-

herein ausgeschlossen. Seit vielen Jahren gibt es deswegen eine Debatte, die sich um 

die Frage dreht, ob man das deutsche Wahlrecht so ändern sollte, dass nicht nur voll-

jährige Bürger wahlberechtigt sind, sondern jeder Mensch von Geburt an von seinem 

aktiven Wahlrecht Gebrauch machen kann. Genau diese Frage wird in dieser Bachelor-

arbeit mit dem Titel „Wahlrecht für alle“ behandelt.  

Der Hauptteil dieser Bachelorarbeit gliedert sich thematisch in drei Teile.  

Im thematisch ersten Teil (Kapitel 2) wird das aktuelle deutsche Wahlrecht dargestellt 

mit Schwerpunkten auf den Bereichen, die für den thematisch zweiten Teil der  

Bachelorarbeit relevant werden. Die Betrachtung beschränkt sich vorrangig auf Bundes-

tagswahlen. Im Anschluss daran werden die Parallelen zum Wahlrecht zum sächsischen 

Landtag gezogen. Kommunalwahlen in Sachsen werden hier nicht betrachtet. 

Im thematisch zweiten Teil (Kapitel 3, 4, 5 und 6) folgt dann der Schwerpunkt dieser 

Arbeit. Dort wird argumentativ untersucht, ob ein Wahlrecht eingeführt werden sollte, bei 

dem Eltern für ihre minderjährigen Kinder wählen dürfen. Zunächst werden mögliche 

Umsetzungen eines Wahlrechts von Geburt an aufgezeigt. Danach werden Argumente 

für das neue Wahlrecht beschrieben, bevor die Punkte dargestellt werden, die dagegen-

sprechen. Im letzten Schritt folgt die Wertung der Argumente. Dabei werden die einzel-

nen Argumente kritisch betrachtet und danach untersucht, ob sie statthaft, haltbar und 

belegbar wären. Es werden mögliche Gegenpositionen oder -meinungen geprüft. Letzt-

lich wird über das einzelne Argument entschieden. Dieser thematisch zweite Teil der 

Bachelorarbeit ist bei der Untersuchung auf die Ausübung des aktiven Wahlrechts be-

schränkt; das passive Wahlrecht wird hier außen vorgelassen. Des Weiteren wird aus-

drücklich darauf hingewiesen, dass es sich thematisch um ein Wahlrecht von Geburt an 

handelt, und nicht etwa um eine Herabsetzung des Wahlalters auf beispielsweise  

14 Jahre. Am Ende soll ein Ergebnis entstehen, das die Frage klärt, ob Eltern für ihre 

minderjährigen Kinder wählen dürfen sollen, egal wie alt die Kinder sind. Bei der Suche 

nach Argumenten wurden rechtliche Fragen weitestgehend außen vorgelassen, mit Aus-

nahme von Grundsätzen, die durch das Grundgesetz und das Bundeswahlgesetz nor-

miert werden. Es handelt sich nicht um eine Betrachtung der rechtlichen Zulässigkeit 

eines solchen Wahlrechts, sondern um eine Erörterung von Gründen, die für und gegen 

 
1 Statistisches Bundesamt 2019a. 
2 Statistisches Bundesamt 2019b. 
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ein Wahlrecht von Geburt an sprechen. Am Schluss dieses Teils wird ein Ergebnis for-

muliert. 

Im thematisch letzten Teil des Hauptteiles der Bachelorarbeit (Kapitel 7) werden kurz die 

bisherigen Bestrebungen der Bundespolitik aufgezeigt, die im Zusammenhang mit einer 

Umsetzung des Wahlrechts von Geburt an stehen.  

Danach werden im Schluss die Erkenntnisse dieser Arbeit zusammengefasst.  

Der Schwerpunkt dieser Bachelorarbeit liegt auf dem thematisch zweiten Teil des Haupt-

teils, das heißt den Kapiteln 3-6.  
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2 Gegenwärtiges Wahlrecht in Deutschland 

Da die Systeme für die Wahl zum deutschen Bundestag und dem Sächsischen Landtag 

sich nur in den spezifischen Rechtsgrundlagen unterscheiden, wird auf die doppelte Be-

schreibung des sächsischen Wahlrechts verzichtet. Es werden im Gliederungspunkt  

2.2 unten lediglich die einschlägigen sächsischen Landesgesetze genannt und aufge-

zeigt, mit welchen Bundesgesetzen sie korrespondieren. Auf die sächsischen Kommu-

nalwahlen wird, wie in der Einleitung bereits beschrieben, nicht näher eingegangen. 

2.1 Bundestagswahlen 

Die Wahlen zum Deutschen Bundestag werden in den nachfolgenden Abschnitten im 

Überblick beschrieben. 

2.1.1 Aktives und passives Wahlrecht 

Das deutsche Wahlrecht gliedert sich in zwei Teilbereiche auf. Der erste ist das aktive 

Wahlrecht. Aktiv bedeutet, dass jeder Bürger, sofern er wahlberechtigt ist, bei einer 

Wahl zu einem Parlament seine Stimme abgeben darf. Im Gegensatz dazu gibt es noch 

das passive Wahlrecht. Es gestattet jedem Bürger, sich bei einer Wahl als Wahlvor-

schlag aufstellen und wählen bzw. wiederwählen zu lassen.3  

Um aktiv wählen zu dürfen, muss man wahlberechtigt sein. Diese Berechtigung besitzt 

man nach Maßgabe der §§ 12 ff BWahlG. Für das passive Wahlrecht muss man wählbar 

im Sinne des § 15 BWahlG sein. 

2.1.2 Voraussetzungen zur Teilnahme an einer Wahl 

Im Folgenden werden die persönliche Wahlberechtigung und die Wahlkreiszugehörigkeit 

als Teilnahmevoraussetzungen beschrieben. 

2.1.2.1 Wahlberechtigung nach dem Bundeswahlgesetz 

Die persönliche Wahlberechtigung richtet sich, wie in 2.1.1 oben bereits beschrieben, 

nach den Voraussetzungen der §§ 12 f BWahlG. 

Die Voraussetzungen des § 12 Abs. 1 BWahlG lauten: 

1. Deutscher im Sinne des Art. 116 Abs. 1 GG, 

2. Vollendung des 18. Lebensjahres (§ 12 Abs. 1 Nr. 1 BWahlG), 

3. Innehaben einer Wohnung im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland seit min-

destens 3 Monaten (§ 12 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. Abs. 3 BWahlG) und 

4. Kein Ausschluss des aktiven Wahlrechts infolge Richterspruchs  

(§ 12 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. § 13 BWahlG). 

 
3 Vgl. Jarass/ Pieroth 2018, Rn. 9 zu Art. 38. 
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Für die Voraussetzung der deutschen Staatsangehörigkeit gibt es zusätzlich den Auf-

fangtatbestand des § 12 Abs. 2 S. 1 BWahlG. Dieser betrifft alle diejenigen Deutschen, 

die zum Wahlzeitpunkt außerhalb der Bundesrepublik Deutschland leben. Die Voraus-

setzungen des § 12 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BWahlG müssen kumulativ vorliegen, um die 

Rechtsfolge der Wahlberechtigung auszulösen. 

2.1.2.2 Wahlkreiszugehörigkeit 

Neben den persönlichen Voraussetzungen zum Erhalt der Wahlberechtigung ist es au-

ßerdem notwendig, dass man als Wähler in das Wählerverzeichnis seines Wahlkreises 

eingetragen ist. Dieses wird von den Gemeinden geführt und basiert auf den Daten des 

gemeindlichen Einwohnermelderegisters. Die Wahlorgane der Gemeinden legen die 

„Kreis[e] der formell wahlberechtigten Personen [fest]“.4  

Die Einteilung der Wahlkreise erfolgt keines Falls willkürlich. Dabei spielt der Grundsatz 

der Gleichheit der Wahl (siehe 2.1.3.1 unten) eine wichtige Rolle und ist auch der Grund, 

warum die Wahlkreise vor jeder Wahl erneut überprüft werden müssen. Jede Stimme in 

jedem Wahlkreis muss den gleichen Zählwert haben. Zwischen den Wahlen ist es als 

gegeben anzusehen, dass Personen in den Wahlkreis zugezogen oder aus ihm wegge-

zogen sind, inzwischen die Wahlberechtigung erhalten haben oder verstorben sind. Aus 

diesen Gründen muss das Gleichgewicht vor jeder Wahl wiederhergestellt werden.5 

Ein wahlberechtigter Bürger liegt mit seinem Wohnsitz somit automatisch innerhalb  

eines Wahlkreises und muss „bis spätestens am 21. Tag vor der Wahl von der Gemein-

debehörde eine Wahlbenachrichtigung[skarte] erhalten“, die ihm die Teilnahme an der 

Wahl bescheinigt.6 

2.1.3 Wahlgrundsätze 

Im deutschen Wahlrecht gibt es zwei Quellen für Wahlgrundsätze. Diese befinden sich 

im Art. 38 Abs. 1 S. 1 GG und § 14 Abs. 4 BWahlG. 

2.1.3.1 Wahlgrundsätze nach dem Grundgesetz 

Im deutschen Wahlrecht gibt es fünf Grundsätze, die in der Verfassung niedergeschrie-

ben sind. Diese gelten nicht nur bei Bundestagswahlen, sondern auch unmittelbar für 

alle weiteren öffentlichen Wahlen im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland7. Sie sind 

normiert im Art. 38 Abs. 1 S. 1 GG. 

 
4 Vgl. Der Bundeswahlleiter 2018. 
5 Vgl. Nohlen 2014, S. 93 ff. 
6 Der Bundeswahlleiter 2018. 
7 Vgl. Schneider/ Toyka-Seid 2020. 
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Eine Wahl in Deutschland soll allgemein, unmittelbar, frei, gleich und geheim durchge-

führt werden8. 

Der Grundsatz der Allgemeinheit unterstreicht das Wahlrecht jedes Bürgers und ge-

währleistet ihm, seine Stimme abzugeben. Es darf nicht nach Gruppen zwischen den 

Bürgern differenziert werden9. Jedem muss der gleiche Zugang zur Wahl gestattet wer-

den10.  

Dieser Grundsatz ist lex speciales zum Gleichheitsgrundsatz nach Art. 3 Abs. 1 GG11. 

Die Allgemeinheit bezieht sich nur auf Wahlen und verpflichtet daher den Staat, diesen 

Grundsatz einzuhalten. Von diesem Grundsatz darf nur in begründeten Ausnahmefällen 

abgewichen werden. Dann muss das Diskriminierungsverbot eingehalten werden.12 

Ausschlüsse dürfen nicht aus politischen, sozialen oder wirtschaftlichen Gründen vorge-

nommen werden13. Einziger Ausschlussgrund ist der des § 13 BWahlG, wonach ausge-

schlossen vom Wahlrecht jeder ist, der „infolge Richterspruchs das Wahlrecht“ aber-

kannt bekommen hat. 

Der Grundsatz der Unmittelbarkeit verlangt, dass die vom Wähler abgegebenen Stim-

men dem Abgeordneten oder der Partei ohne Zwischenschaltung eines Dritten zugute-

kommen. Eine Zwischenschaltung von Wahlmännern, wie es beispielsweise in den USA 

gehandhabt wird, ist mit diesem Grundsatz unvereinbar.14 

Dieser Ausschluss von Wahlmännern gilt auch dann, wenn die Wahlmänner an die Ent-

scheidung der Wähler gebunden wären15. 

Die Freiheit der Wahl bedeutet, dass jeder Wahlberechtigte frei in seiner Entscheidung 

ist, ob er wählt oder nicht. Eine Pflicht, am Wahltag auch tatsächlich seine Stimme im 

Rahmen einer Wahlpflicht abzugeben, besteht nicht.16 

Der Staat hat alle Unternehmungen zu unterlassen, die diese Freiheit einschränken. 

Dies umfasst auch den Wahlkampf im Vorfeld einer Wahl, das Einreichen von Wahlvor-

schlägen und nicht zuletzt auch die freie Entscheidung, wem der Wähler seine Stimme 

gibt.17 

 
8 Vgl. Wortlaut des Art. 38 Abs. 1 S. 1 GG. 
9 Vgl. Model/ Müller 1996, Rn. 3 zu Art. 38. 
10 Vgl. Sodan et al. 2018, Rn. 26 zu Art. 38. 
11 Lex speciales bedeutet in diesem Zusammenhang, dass der Allgemeinheitsgrundsatz dem Gleichheits-
grundsatz nach Art. 3 Abs.1 GG vorrangig ist, obwohl beide das gleiche Ziel haben. Wenn sich jemand im 
Zusammenhang mit Wahlen auf Gleichheit berufen möchte, ist hier der allgemeine Gleichheitssatz nur 
subsidiär anzuwenden, da eine genauere Regelung mit dem Allgemeinheitsgrundsatz getroffen wurde. 
12 Vgl. Jarass/ Pieroth 2018, Rn. 4 zu Art. 38. 
13 Vgl. Model/ Müller 1996, Rn. 3 zu Art. 38. 
14 Vgl. Model/ Müller 1996, Rn. 4 zu Art. 38. 
15 Vgl. Sodan et al. 2018, Rn. 28 zu Art. 38. 
16 Vgl. Jarass/ Pieroth 2018, Rn. 16 zu Art. 38. 
17 Vgl. Sodan et al. 2018, Rn. 30 zu Art. 38. 
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Der Art. 38 Abs. 1 S. 1 GG normiert darüber hinaus, dass die Wahl dem Prinzip der  

Gleichheit unterliegen soll. Sie wird als wichtigster Wahlgrundsatz des  

Art. 38 Abs. 1 S. 1 GG angesehen18. Er soll garantieren, „dass die Stimme eines jeden 

Wahlberechtigten grundsätzlich den gleichen Zählwert und die gleiche rechtliche  

Erfolgschance haben muss“19. Jede Stimme eines jeden Wählers muss demnach in etwa 

das gleiche Gewicht und den gleichen Einfluss auf den Ausgang der Wahl haben. 

Dafür ist es notwendig, dass in allen Wahlkreisen etwa gleich viele Bürger wählen kön-

nen. 

Dieser Grundsatz ist in der Realität nicht uneingeschränkt vorzufinden. Durch die An-

wendung von Mehrheitswahlen, Sperrklauseln und Überhangmandaten wird dieser 

Grundsatz zwar mehrfach durchbrochen, jedoch wird er durch die vom Bundesverfas-

sungsgericht getroffenen Entscheidungen20 zu einem Mindestmaß gerechtfertigt.21 

Als letzter Grundsatz des Art. 38 Abs. 1 S. 1 GG ist das Wahlgeheimnis zu nennen.  

Dieser verpflichtet den Staat, sämtliche Vorkehrungen zu treffen, dass die Stimmabgabe 

des Wählers nicht von anderen Personen zur Kenntnis genommen werden kann.  

Des Weiteren darf es nicht möglich sein, dass einzelne Bürger aufgrund ihrer  

Wahlentscheidung zurückverfolgt und so identifiziert werden können. Dafür sind Maß-

nahmen, wie Wahlkabinen und die verpflichtende Annahme von gefalteten Stimmzetteln, 

zu treffen.22  

Eine mögliche Beeinträchtigung des Wahlgeheimnisses käme bei der Briefwahl in Be-

tracht, jedoch wurde dies vom Bundesverfassungsgericht durch Beschluss vom  

15. Januar 196723 verneint. Es hat darauf hingewiesen, dass der Staat und die Wahlor-

gane bei der Durchführung der Briefwahl sorgfältig darauf zu achten hätten, dass vor 

allem das Wahlgeheimnis gewahrt wird.24 

  

 
18 Diese Auffassung wird unter anderem in den Kommentaren zum Grundgesetz von Sodan et. al. (Bear-
beiter zu Art. 38 ist Dr. Walter Georg Leisner; Rn. 32) und Model/Müller (Rn. 8 zu Art. 38) vertreten. 
19 BVerfGE 135, 259 (284). 
20 Zu nennen sind vor allem die Urteile des Bundesverfassungsgerichtes vom 10. April 1997 zur Frage der 
Zulässigkeit von Überhangmandaten und Mehrheits- und Verhältniswahlen (BVerfGE 95 335 (337 ff) und 
vom 10. April 1997 zur Zulässigkeit der 5%-Sperrklausel (BVerfGE 95 408 (419 ff). 
21 Vgl. Model/ Müller 1996, Rn. 34 ff. 
22 Vgl. Jarass/ Pieroth 2018, Rn. 22 zu Art. 38. 
23 BVerfGE 21, 200. 
24 Vgl. Sodan et al. 2018, Rn. 38 zu Art. 38. 
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2.1.3.2 Grundsatz der Höchstpersönlichkeit nach dem Bundeswahlgesetz 

Neben den Wahlgrundsätzen des Art. 38 Abs. 1 S. 1 GG existiert noch ein weiterer  

elementarer Grundsatz des deutschen Wahlrechts, die Höchstpersönlichkeit. Dieser ist 

nicht im Grundgesetz verankert, sondern im Bundeswahlgesetz. Der § 14 Abs. 4 

BWahlG normiert, dass jeder Wahlberechtigte nur einmal und auch nur persönlich von 

seinem Wahlrecht Gebrauch machen darf. 

Es ist eine Konkretisierung sowohl des Verständnisses von Demokratie nach Art. 20 

Abs. 1 GG als auch der Wahlgrundsätze nach Art. 38 Abs. 1 S. 1 GG. Aufgrund seiner 

Wesentlichkeit für die Ausübung des Wahlrechts wird dieser Grundsatz zu einem mit 

verfassungsrechtlicher Natur, obwohl dieser in einem einfachen Gesetz geregelt ist. Der 

Inhalt dieses Grundsatzes ist sehr umfassend. Nach Hahlen schließt dieser Grundsatz 

jede Form von Stellvertretung oder treuhändischer Ausübung aus. Neben der Wahlhand-

lung selbst muss auch die Wahlberechtigung höchstpersönlich ablaufen. Damit einher-

gehend ist die höchstpersönliche Kennzeichnung und das Falten des Wahlzettels Be-

standteil dieses Grundsatzes. Andernfalls kommt der Vorwurf der Wahlfälschung  

gem. § 107a Abs. 1 StGB in Betracht.25 

2.1.4 Wahlsystem 

Dem Wähler stehen bei der Wahl zum Deutschen Bundestag zwei Stimmen zur Verfü-

gung. Mit der Erststimme wählt er direkt einen Abgeordneten seines Wahlkreises, mit 

der Zweitstimme wählt er direkt die Landesliste einer Partei.26  

Die Wahl wird als „personalisierte Verhältniswahl mit geschlossenen Listen“ bezeichnet. 

Die Erststimme kommt dem gewählten Direktkandidaten zu Gute und entscheidet, wer 

von den Wahlkreiskandidaten in das Parlament einzieht. Dabei findet eine Mehrheits-

wahl statt. Der Kandidat, der die meisten Erststimmen seines Wahlkreises erhält, zieht 

in das Parlament. Die Stimmen der nichtgewählten Kandidaten bleiben unberücksichtigt. 

Bei der Zweitstimme werden alle Stimmen berücksichtigt, mit Ausnahme der Stimmen 

für Parteien, die unterhalb der 5%-Sperrklausel fallen. Diese bleiben ebenfalls unberück-

sichtigt. Hier findet eine Mehrheitswahl statt, mit derer die Landesliste einer Partei ge-

wählt wird. Diese Stimme entscheidet darüber, in welchem Verhältnis sich das Parlament 

zusammensetzen wird. Die endgültige Sitzverteilung wird mit dem Sainte-Laguë-Verfah-

ren ermittelt. Dabei kann es vorkommen, dass eine Partei mehr Direktmandate über die 

Erststimme gesammelt hat, als ihnen eigentlich nach dem Sitzplatzermittlungsverfahren 

 
25 Vgl. Schreiber/ Hahlen/ Strelen 2017, Rn. 14 f zu § 14. 
26 Vgl. Wortlaut des § 4 BWahlG. 
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zustehen. Dies wird mittels Überhangmandate ausgeglichen, um das Verhältnis gemäß 

dem Ergebnis der Verhältniswahl wiederherzustellen.27 

2.2 Analoge Rechtsgrundlagen für den Freistaat Sachsen 

Die bisherigen Ausführungen waren bezogen auf Wahlen zum Deutschen Bundestag 

und dessen Rechtsgrundlagen und Prinzipien. Die Wahl zu den Länderparlamenten läuft 

dabei mit wenigen Ausnahmen genauso ab. Lediglich die Rechtsgrundlagen für Land-

tagswahlen sind verschieden zu den Bundestagswahlen. Diese werden im Folgenden 

am Beispiel des Freistaates Sachsen im Überblich aufgezeigt. 

 Bundestagswahlen Landtagswahlen in Sachsen 

Verfassung Grundgesetz Verfassung des  

Freistaates Sachsen 

Verfassungsrechtliche 

Grundlagen der Wahl 

Art. 38 GG Art. 4, 39, 41 Abs. 2  

SächsVerf 

Wahlgrundsätze Art. 38 Abs. 1 S. 1 GG Art. 4 Abs. 1 SächsVerf 

Wahlberechtigungsvor-

aussetzungen 

§§ 12 f BWahlG Art. 4 Abs. 2 und Abs. 3 

i.V.m. §§ 11 f SächsWahlG 

Wählbarkeitsvorausset-

zungen 

§ 15 BWahlG Art. 41 Abs. 2 und Abs. 3 

i.V.m. § 14 SächsWahlG 

Wahlsystem § 4 BWahlG § 4 SächsWahlG 

Darstellung 1:  Vergleich ausgewählter Rechtsgrundlagen 

Die in der Darstellung ausgewählten Normen unterscheiden sich lediglich an der Para-

grafenbezeichnung. Der Inhalt der Landesregelung ist immer der gleiche, in einigen Fäl-

len sogar wortgleich mit der Bundesregelung. Diese Übereinstimmungen zeigen, dass 

sich die Bundestags- und die Landtagswahlen in Sachsen nur kaum unterscheiden. Der 

einzige Unterschied liegt im angewendeten Auszählverfahren der Stimmen. Im Freistaat 

Sachsen wird das Höchstzahlverfahren nach d’Hondt angewendet.  

 
27 Vgl. Fehndrich/ Zicht/ Cantow 2017. 
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3 Umsetzungsmöglichkeiten eines Wahlrechts von Geburt an 

In diesem Kapitel werden die Modelle beschrieben, die eine Möglichkeit darstellen, das 

Wahlrecht von Geburt an umzusetzen. 

3.1 Ausübung des Wahlrechts durch das Kind selbst 

Ein direktes Wahlrecht bzw. Kinderwahlrecht für alle von Geburt an würde bedeuten, 

dass jeder Mensch von Geburt an wahlberechtigt wäre, sofern er die deutsche Staats-

angehörigkeit besitzt. Demnach wäre es nach diesem Modell theoretisch möglich, dass 

Kinder unter einem Jahr von ihrem aktiven Wahlrecht Gebrauch machen würden und 

selbst in einer Wahlkabine ihre Stimme/-n abgeben.28 

Dieses Modell ist jedoch nur theoretischer Natur, da es für einen Säugling nicht möglich 

erscheint selbst zu wählen, da ihm im Regelfall allein schon die motorischen Fähigkeiten 

fehlen, sein Kreuz so setzen, dass der Stimmzettel gültig ist. Abgesehen davon kann 

dieser Altersgruppe durchaus unterstellt werden, dass ihnen die Tragweite und Bedeu-

tung der Wahl sowie deren Folgen nicht bewusst sind. Ihnen mangelt es an physischen 

und psychischen Voraussetzungen, um von ihrem Wahlrecht Gebrauch zu machen.29 

3.2 Stellvertreterwahlrecht 

Einen anderen Ansatz liefert das Stellvertreterwahlrecht. Dabei besitzen zwar auch alle 

Menschen von Geburt an das Wahlrecht, jedoch wird es von den Eltern der Minderjäh-

rigen ausgeübt30. Voraussetzung für das Funktionieren dieses Wahlrechtsmodells ist, 

dass die Eltern vor einer Wahl mit ihren Kindern darüber sprechen, welche Partei sie 

stellvertretend wählen sollen. Sofern dies nicht möglich ist, sollen Eltern allein und da-

nach entscheiden, welche Partei die kinderfreundlichsten Inhalte hat. Alternativ könnten 

sie sich in die Lage der Kinder hineinversetzen und dann überlegen, welche Parteien 

ihre Kinder selbst wählen würden. 

Die weiteren Ausführungen zeigen die unterschiedlichen Möglichkeiten eines Stellver-

treterwahlrechts auf. 

3.2.1 Familienwahlrecht 

Einen ersten Ansatz, wie Eltern für ihre Kinder stimmen können, liefert das Familien-

wahlrecht. Dabei steht den Eltern bei der Wahl eine Stimme mehr zur Verfügung, wenn 

sie mindestens ein Kind haben. Diese zusätzliche Stimme sollen sie im Sinne ihres 

 
28 Vgl. Wissenschaftlicher Dienst des Deutschen Bundestages 2017, S. 4. 
29 Vgl. Gründinger 2008, S. 29. 
30 Vgl. Löw 2002. 
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Kindes abgeben. Dabei ist es unerheblich, wie viele Kinder die Familie hat, sie bekommt 

sowohl für ein als auch für fünf Kinder nur eine Stimme zusätzlich.31 

Die Kinder wählen dabei nicht selbst, sondern werden von ihren Eltern vertreten. Sie 

werden erst dann selbst wählen können, wenn sie selbst das 18. Lebensjahr vollendet 

haben. Vorher ist eine Übertragung auf die Kinder nicht vorgesehen und auch tatsächlich 

nicht möglich, da es zu unlösbaren Problemen käme, wenn es mehr als ein Kind gäbe. 

3.2.2 Elternwahlrecht 

Beim Elternwahlrecht bekommen die Eltern, im Gegensatz zum Familienwahlrecht, für 

jedes Kind eine Stimme zusätzlich. Hier ist es nun nicht unerheblich, wie viele Kinder die 

Familie hat. Die Eltern stimmen dann im Rahmen ihrer elterlichen Sorge32 stellvertretend 

und treuhänderisch im Sinne und Namen ihrer Kinder ab. 

Das Elternwahlrecht kann weiterhin in zwei mögliche Ausgestaltungen unterteilt werden. 

Das erste Modell ist das originäre Elternwahlrecht. Dieses Modell gibt den Eltern von 

der Geburt ihres Kindes an eine zusätzliche Stimme. Sie entscheiden stellvertretend im 

Namen ihrer Kinder. Eine Übertragung auf die Kinder im Sinne eines originären Kinder-

wahlrechts ist bei diesem Modell nicht vorgesehen, sodass die Eltern die Stellvertretung 

bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres wahrnehmen, und danach sozusagen an die 

Kinder übergeben.33 

Eine weitere Möglichkeit stellt das Modell des derivativen Elternwahlrechts dar. 

Dieses Modell basiert im Grunde auf dem originären Elternwahlrecht, mit dem Unter-

schied, dass für den Minderjährigen die Möglichkeit besteht, bereits vor der Vollendung 

des 18. Lebensjahres das Wahlrecht selbst auszuüben.  

Verfechter dieses Modells räumen den minderjährigen Kindern die Möglichkeit ein, sich 

„selbstständig beim Wahlamt ins Wahlregister eintragen [zu] lassen.“ Dabei kann unter 

Umständen auch ein Mindestalter festgelegt werden, ab diesem diese Eintragung durch-

geführt werden darf.34  

Mit dieser Eintragung soll das treuhänderisch ausgeführte Wahlrecht der Eltern  

erlöschen und vollständig in die Hände des Minderjährigen übergehen.35  

 
31 Vgl. Herrnkind 2018. 
32 Der Rahmen der elterlichen Sorge wird durch Art. 6 Abs. 1 und Abs. 2 GG sowie §§ 1626, 1629 BGB 
definiert. Demnach steht den Eltern die Pflege und Erziehung ihrer Kinder zu. Die Erziehung umfasst auch 
die Pflicht, für das Kind zu sorgen und es zu vertreten. 
33 Dieses Modell wird von zahlreichen Personen und Quellen aufgegriffen, unter anderem Heußner 2008; 
ebenso: Schroeder 2003. 
34 Vgl. Stiftung für die Rechte zukünftiger Generationen 2017, S. 5. 
35 Vgl. Sebastian Heimann, interviewt in: Volmer 2017. 
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4 Gründe für eine Einführung 

Das folgende Kapitel beschreibt die Gründe und Argumente, die für die Einführung eines 

Wahlrechts von Geburt an sprechen. Sie sollen außerdem die Notwendigkeit für die Ein-

führung des Wahlrechts aufzeigen. 

4.1 Generationengerechtigkeit 

Generationengerechtigkeit beschreibt eine gerechte Verteilung von Ressourcen und 

Lasten zwischen den verschiedenen Generationen. Es geht um einen aktuell verantwor-

tungsvollen und nachhaltigen Umgang mit den Lebensvoraussetzungen der zukünftigen 

Generationen.36 

In diesem Zusammenhang bedeutet Nachhaltigkeit das Ziel, Lebensvoraussetzungen 

für zukünftige Generationen von Menschen zu schaffen, zu erhalten und zu schützen, 

damit diese ein lebenswertes, freiheitliches und friedliches Leben führen können. Ent-

scheidend ist dabei der Langzeitbezug der Nachhaltigkeit.37 

Diese Generationengerechtigkeit wird zwar im Art. 20a GG beschrieben, jedoch nicht 

konsequent umgesetzt. 

„Politik wird aktuell mit Blick auf Wählerstimmen und Wahlergebnisse gemacht“, so die 

Auffassung von Herrmann Otto Solms. Das bedeutet, die Politik richtet sich ausschließ-

lich nach denjenigen, die wahlberechtigt sind. Das sind vor allem Berufstätige im mittle-

ren Alter und Rentner. Die Bedürfnisse dieser älteren Generationen werden auf die Ta-

gesordnung der Politik gesetzt, während die Interessen der jungen Wähler oftmals nicht 

ins Gewicht fallen oder gar überhaupt nicht beachtet werden.38 

„Der Entscheidungshorizont […] [der aktuellen Politikergeneration] reicht […] weit über 

ihren Verantwortungshorizont hinaus“39. Damit die Politik die Interessen der jungen Ge-

neration wahrnehmen kann, muss ihnen ein Wahlrecht zustehen, mit dessen Hilfe sie 

ihre Anliegen öffentlich anbringen können, denn sie sind diejenigen, die von den Ent-

scheidungen am meisten betroffen sein werden. 

Aus diesem Grund sollten, im Rahmen einer generationengerechten Politik, mehr  

Themen besprochen werden, die Kinder und Jugendliche wirklich tangieren, wie zum 

Beispiel „Klima-, Umwelt- und Naturschutz, Schule und Ausbildung, [sowie] Medien-, 

Kultur- und Netzpolitik“. Damit würden die Minderjährigen dieses Maß an Wertschätzung 

erlangen, das sie als vollwertigen Teil der Gesellschaft erscheinen lassen.40 

 
36 Vgl. Wirtschaft und Schule o.J. 
37 Vgl. Ekardt 2005, S. 25 ff. 
38 Vgl. Herrmann Otto Solms in: Sensburg/ Solms 2017. 
39 Merk 2016, S. 301. 
40 Vgl. Stiftung für die Rechte zukünftiger Generationen 2017, S. 7. 
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Alle Entscheidungen, die heute getroffen werden, haben unmittelbaren Einfluss auf die 

Zukunft der heutigen Kinder und Jugendlichen, die mit den Folgen als Erwachsene zu-

rechtkommen müssen. Besonders langfristige Entscheidungen schränken die zukünfti-

gen Generationen in ihrem Handeln ein. Um genau diesen Entscheidungen die notwen-

dige Nachhaltigkeit zu geben, ist es notwendig, dass auch diejenigen darüber abstim-

men dürfen, die es in der Zukunft unmittelbar betreffen wird. Damit wird ihnen zumindest 

ein Stück weit die Möglichkeit gegeben, ihre eigene Zukunft selbst zu bestimmen. 

Ansonsten müssten sie tatenlos mit ansehen, wie Politiker die Interessen von älteren 

Generationen durchsetzen, die von den Folgen dieser Entscheidungen möglicherweise 

gar nichts mehr mitbekommen, da sie den Eintritt dieser überleben.41 

Um die erklärten Gegebenheiten auszuräumen, ist es notwendig, das Wahlrecht von 

Geburt an einzuführen, um den Kindern und Jugendlichen eine Stimme zu geben, damit 

sie ihre Zukunft in einem gewissen Umfang selbst mitbestimmen können und damit die 

Interessen von Familien stärker in den Fokus rücken. 

4.2 Fehlende Rechtfertigung für pauschalen Ausschluss 

Es können Einschränkungen zur Ausübung des aktiven Wahlrechts aufgrund der  

§§ 12 f BWahlG vorgenommen werden. Darüber hinaus ist es möglich, vom Grundsatz 

der Allgemeinheit der Wahl insofern abzuweichen, sodass einzelne Personen oder 

Gruppen vom Wahlrecht ausgeschlossen werden, wenn für einen solchen Ausschluss 

zwingende Gründe vorliegen, die diesen Schritt rechtfertigen. 

Da kraft Gesetzes eine ganze Bevölkerungsgruppe, nämlich alle Deutschen von Geburt 

an bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres, vom Wahlrecht ausgeschlossen sind, 

müssten dafür zwingende Gründe vorliegen, die einen solchen Eingriff in die Grund-

rechte der Minderjährigen rechtfertigen42. 

Damit hat sich Benjamin Kiesewetter in seiner Arbeit „Dürfen wir Kindern das Wahlrecht 

vorenthalten?“ beschäftigt. Er hat untersucht, ob das Alter ein Rechtfertigungsgrund da-

für ist, allen Menschen unter 18 Jahren das Wahlrecht vorzuenthalten. Dabei suchte er 

vor allem nach Gründen, die einen Ausschluss aufgrund des Alters begründen. Kiese-

wetter untersuchte dabei zwei Gründe, die häufig von Gegnern eines Wahlrechts von 

Geburt an angeführt werden. Als erstes untersuchte er einen strengen Zusammenhang 

zwischen der Eigenschaft der Schuldfähigkeit von Menschen, die kraft Gesetzes gilt, und 

dem Alter. Dabei betonte er, dass es sich bei der Schuldfähigkeitsgrenze um eine ge-

setzlich festgelegte Grenze handelt, die an keine besonderen Eigenschaften geknüpft 

ist. Jedoch stellt er in Frage, ob eine Verknüpfung des Gedankens, sinnvollerweise eine 

 
41 Vgl. Cordula Tutt in: Reyes Nova/ Tutt 2019; ebenso: Löw 2002. 
42 Vgl. BVerfGE 28 220 (225). 
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feste Altersgrenze im Wahlrecht zu etablieren, existiert. Er begründet seine Zweifel da-

rin, ob Rechte mit Pflichten so verbunden werden sollen, dass für die Ausübung von 

Rechten die gleichen Altersgrenzen gelten wie für Pflichten. Politische Mitbestimmung 

in Form des Wahlrechts ist ein Grundrecht. Jeder, der wählt, bestimmt indirekt die Ge-

setze mit, die später für ihn gelten. Aus seinem Recht wird demnach eine Pflicht. Diese 

Pflichten in Form von Gesetzen gelten dann auch für Minderjährige, obwohl diese gar 

nicht über diese Regelungen abgestimmt haben. Somit müsste das Recht auf politische 

Mitbestimmung auch allen Bürgern von Geburt an als Recht zustehen. Im Strafrecht, das 

die Pflichten für Menschen in Form von Schuldfähigkeit erst ab 14 Jahren von Relevanz 

macht, könnte der Zusammenhang für ein festes Wahlmindestalter bestehen. Hier 

schränkt Kiesewetter jedoch ein, dass für die Schuldfähigkeit natürliche Eigenschaften 

vorausgesetzt werden, die nur in einem lockeren Zusammenhang mit dem Alter stehen, 

wie zum Beispiel Reife oder Urteilsfähigkeit43. Aber strenge Zusammenhänge, die einen 

Ausschluss pauschal rechtfertigen würden, sieht er hier nicht. Als letztes erforschte er 

einen möglichen Rechtfertigungsgrund, der auf der Annahme basiert, dass politische 

Urteilsfähigkeit als Eigenschaft in einem lockeren Zusammenhang zum Alter steht, die 

dann bei einem Fehlen als zwingender Grund gelte. Dabei stellte er fest, dass man poli-

tische Urteilsfähigkeit nicht von einem Tag auf den anderen erwirbt, und dass sie von 

Minderjährigen zu unterschiedlichen Zeitpunkten entwickelt würde. Die einen können 

komplexe politische Zusammenhänge eher erkennen, die anderen brauchen länger, um 

diese Fähigkeit zu entwickeln. Pauschal allen Kindern und Jugendlichen diese Fähigkeit 

erst ab 18 Jahren zuzuschreiben, hält er für zu spekulativ, als dass es sich um einen 

zwingenden Grund für einen Wahlausschluss handeln könnte. Hier würde nach einer 

Wahrscheinlichkeit gehandelt werden, und diese Mutmaßungen reichen in keinen Fall 

für eine Rechtfertigung aus. Am Ende seiner Arbeit kommt er zu dem Schluss, dass eine 

Altersgrenze nicht zu rechtfertigen ist. Weder das Alter noch Eigenschaften, die im Zu-

sammenhang mit dem Alter stehen, können einen zwingenden Grund für den Aus-

schluss vom Wahlrecht begründen. Darum ist die Altersgrenze seiner Meinung nach 

illegitim und nicht zu rechtfertigen.44 

Eine ähnliche Auffassung wird von Kurt Hurrelmann vertreten. Er ist der Auffassung, 

dass heutige Minderjährige in ihrer Persönlichkeit schon gereifter und gefestigter sind 

als jene Generation, die zur Zeit der Einführung des Wahlrechts ab 18 Jahren minder-

jährig waren. Er sieht die Massenmedien als Auslöser dafür an, da sich Kinder und 

 
43 Der lockere Zusammenhang ruht darauf, dass man als Volljähriger noch nach Jugendstrafrecht belangt 
werden kann, wenn festgestellt wird, dass er noch nicht die Urteilsfähigkeit eines Erwachsenen besitzt. 
44 Vgl. Kiesewetter 2009. 
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Jugendliche eher angehalten sehen, sich über die Medien, die immer allgegenwärtiger 

werden, mit politischen und gesellschaftlichen Themen zu beschäftigen.45 

Falls doch Zweifel über das Vorhandensein der notwendigen Reife existieren, liegt die 

Beweislast dafür bei denjenigen, die die Altersgrenze auf Grundlage dieser Unterstellung 

aufrechterhalten wollen.46 

4.3 Verstöße gegen das Grundgesetz 

Ein erster Verstoß gegen das Grundgesetz liegt beim Diskriminierungsverbot 

aufgrund des Alters vor. Derzeit werden rund 16% des deutschen Staatsvolkes von 

der Wahl ausgeschlossen, obwohl Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG dem gesamten Staatsvolk die 

Staatsgewalt zuspricht. Dieser Ausschluss begründet sich nur aufgrund der Tatsache, 

dass diese 16% noch nicht das im Jahre 197247 festgelegte Wahlalter von 18 Jahren 

erreicht haben. 

Da es keine Rechtfertigung für diese Altersgrenze gibt48, stellt dies einen Verstoß gegen 

Art. 3 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 2 und 21 UN-Menschenrechtserklärung49 dar. Hier wird 

unterschieden, ob ein Mensch die Altersgrenze erreicht hat oder nicht. Gem. Art. 21  

UN-Menschenrechtserklärung hat jeder Mensch „das Recht, an der Gestaltung der 

öffentlichen Angelegenheiten seines Landes unmittelbar oder durch frei gewählte Ver-

treter mitzuwirken“. Dieses Recht wird Minderjährigen durch die Festsetzung eines Min-

destwahlalters entzogen. Art. 3 Abs. 1 GG normiert darüber hinaus, dass vor dem Ge-

setz alle Menschen gleich sind. Dieses Menschenrecht gilt somit auch für minderjährige 

Kinder und Jugendliche. Von diesem Grundrecht kann abgewichen werden, wenn eine 

Ungleichbehandlung erforderlich und verhältnismäßig ist. Dies ist bei der Beschränkung 

des Mindestwahlalters ab 18 Jahren aber nicht gegeben. 

Darum ist ein Wahlrecht, dass allen Bürgern unter 18 Jahren vorenthalten wird, alters-

diskriminierend.  

Der zweite Punkt, der als Verstoß gegen das Grundgesetz zu nennen ist, ist der, dass 

das Wahlrecht als politisches Grundrecht angesehen wird. Das Bundesverfassungs-

gericht hat in seinem Urteil vom 5. April 1952 festgestellt, dass das Wahlrecht, insbeson-

dere ein gleiches Wahlrecht, ein politisches Grundrecht des einzelnen Staatsbürgers 

ist50. Dieses Urteil hat die Folge, dass jedem Bürger, der die deutsche Staatsangehörig-

keit besitzt, auch das Wahlrecht zusteht. Es nur einer Gruppe von Bürgern zu gestatten 

 
45 Vgl. Hurrelmann 2016, S. 317. 
46 Vgl. Nopper 1999, S. 27 ff. 
47 Vgl. Deutscher Bundestag 2012. 
48 Beleg zu dieser Behauptung siehe 4.2 oben. 
49 Relevanter Auszug aus der UN-Menschenrechtserklärung siehe Anhang, Anlage 1. 
50 Vgl. BVerfGE 1, 208 (242). 



  Gründe für eine Einführung 

   15 

bzw. es einer Gruppe von Bürgern vorzuenthalten, wäre demnach ein schwerwiegender 

Eingriff in die Grundrechtsposition. Es wäre ein solcher Eingriff, wenn es Senioren ent-

zogen werden würde. Sie würden zum Objekt staatlichen Handelns gemacht werden, 

was einem groben Verstoß gleichkäme.51 

Genau dieser Ausschluss ist jedoch vorgenommen worden, als die Altersgrenze auf  

18 Jahre gesetzt wurde. Dies macht es Minderjährigen unmöglich, von ihrem politischen 

Grundrecht Gebrauch zu machen. Darum sollte das Wahlrecht von Geburt an eingeführt 

werden, um den Minderjährigen die Möglichkeit zu geben, ihr Grundrecht in Anspruch 

nehmen zu können. 

Im Weiteren verstößt das aktuelle Wahlrecht gegen den Grundsatz der Allgemeinheit 

der Wahl. Dieser besagt, dass es jedem Bürger ermöglicht wird, an einer Wahl teilzu-

nehmen und von seinem Wahlrecht Gebrauch zu machen. Die Tatsache, dass ca. jeder 

sechste Bürger von der Wahl aufgrund seines Alters ausgeschlossen wird, ist eine starke 

Unterwanderung dieses Grundsatzes. 

Allen Bürgern, die gewillt sind, an einer Wahl teil zu nehmen, sind die gleichen Zugangs-

voraussetzungen zu ermöglichen. Aufgrund des Mindestwahlalters wird den Minderjäh-

rigen eine unmöglich zu erfüllende Voraussetzung auferlegt. Diese Grenzziehung des 

Staates verstößt gegen den Allgemeinheitsgrundsatz und ist daher bei der Argumenta-

tion über eine Einführung des Wahlrechts von Geburt an zu beachten. 

Schließlich liegt ein Verstoß gegen das Sozialstaatsprinzip vor. Das Sozialstaatsprin-

zip ist im Art. 20 Abs. 1 GG verankert und bildet neben dem Demokratieprinzip den 

Grundpfeiler des Staatsaufbaus der Bundesrepublik Deutschland. Er verpflichtet den 

Staat dort unterstützend einzugreifen, wo Menschen mit Problemen jeglicher sozialen 

Art zu kämpfen haben. Er ist außerdem Grundpfeiler für die Sozialgesetzgebung und die 

daraus resultierenden Leistungen und Hilfen. 

Im Grunde ist das Sozialstaatsprinzip die Erinnerung für die Öffentlichkeit, dass es Men-

schen in der Bevölkerung gibt, die ihren Alltag nicht vollständig selbstbestimmt erledigen 

können. Darunter fallen unter anderem Senioren, die aufgrund ihres Alters nicht mehr in 

der Lage sind, ihren gelernten Beruf auszuüben. Dafür erhalten sie eine Rente, um ihr 

Leben nach der Berufstätigkeit selbstständig fortführen zu können. 

Dies ist nur ein Beispiel, wie das Sozialstaatsprinzip praktisch umgesetzt wurde. Jedoch 

geht dieser Gedanke auch in die andere Richtung der Gesellschaft. Kinder und Jugend-

liche sind ebenfalls Teil der Gesellschaft, die ihre Interessen haben, welche aber nicht 

von ihnen selbstständig verfolgt werden können. Eine Möglichkeit, ihren Ansichten ein 

 
51 Vgl. Stiftung für die Rechte zukünftiger Generationen 2017, S. 6. 
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Podium zu verleihen, wäre ein Wahlrecht für sie von Geburt an. Durch ihre Teilnahme 

an Wahlen wären Politiker und ihre Parteien angehalten, im Rahmen des Sozialstaats-

prinzips nicht nur an die bisherigen sozialschwächeren Wähler zu denken, sondern auch 

an Minderjährige.52  

Kinder und Jugendliche haben andere Interessen und Anliegen als Senioren. Jedoch 

sind Senioren noch eher in der Lage, diese zu artikulieren und gleichzeitig vom Staat 

ernst genommen zu werden, als Minderjährige. 

Die Vernachlässigung der Interessen von Kindern und Jugendlichen durch die nicht  

vorhandene Möglichkeit der Teilnahme an Wahlen ist ein Verstoß gegen das Sozial-

staatsprinzip. 

4.4 Unvollständigkeit des Staatsvolkes 

Einer der elementarsten Artikel des Grundgesetzes ist Art. 20. Er normiert neben den 

grundlegenden Eckpunkten des Aufbaus der Bundesrepublik Deutschland auch, von 

wem die Staatsgewalt ausgeht, nämlich dem Volke53. Das Volk wird als „jeweilige[s] Bun-

des- oder Landesvolk, das nur von Deutschen gebildet wird“ definiert54. Das bedeutet, 

das Volk sind alle Deutschen. Eine Altersbeschränkung, wie zum Beispiel „alle Deut-

schen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben“ oder ähnliches ist nicht normiert. Dies 

wiederum zeigt, dass zum deutschen Staatsvolk alle volljährigen und auch alle minder-

jährigen Bürger zählen.  

Die Volksherrschaft wird in einer Demokratie55 als Staatsgewalt definiert56. Demokratie 

erfordert, dass die Volksvertreter durch Wahlen in öffentliche Ämter gewählt werden57. 

Diese Abgeordneten werden vom Volk im Rahmen ihrer Volkssouveränität gewählt58.  

Nachdem geklärt wurde, von wem die Herrschaft in einer Demokratie ausgeht, ist zu 

klären, wer demnach aktuell die Herrschaft bei Wahlen ausübt. Wahlberechtigt sind alle 

Deutschen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, die ihren Wohnort innerhalb der 

Bundesrepublik Deutschland59 haben und nicht infolge Richterspruchs vom Wahlrecht 

ausgeschlossen sind. 

 
52 Vgl. Löw 2002. 
53 Vgl. Art. 20 Abs. 1 GG. 
54 Jarass/ Pieroth 2018, Rn. 6 zu Art. 20. 
55 Der Begriff „Demokratie „kommt aus dem Griechischen und setzt sich aus den Begriffen „demos“ für 
Staatsvolk und „kratia“ für Herrschaft bzw. Macht zusammen. Demokratie ist demnach die Herrschaft des 
Volkes. 
56 Vgl. Model/ Müller 1996, Rn. 4 zu Art. 20. 
57 Ausübung der Staatsgewalt in Form von Wahlen nach Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG. 
58 Vgl. Jarass/ Pieroth 2018, Rn. 4 zu Art. 20. 
59 Hinweis auf den Auffangtatbestand § 12 Abs. 2 S. 1 BWahlG für alle Deutschen, die zum Zeitpunkt der 
Wahl außerhalb Deutschlands ihren ständigen Wohnsitz haben. 
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Hieraus ergibt sich aber ein Widerspruch. Wenn in Deutschland Kraft Gesetz alle Bürger 

ab 18 Jahren wahlberechtigt sind, dann weicht das von dem Gedanken ab, dass alle 

Staatsgewalt vom Volke in Wahlen ausgeübt werden würde, denn zum Staatsvolk zäh-

len ausnahmslos alle Bürger der Bundesrepublik Deutschland.  

Zwischen der Idee und der Realität liegen demnach ca. 13,6 Millionen Staatsbürger, die 

nicht, wie vom Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG gedacht, die Staatsgewalt in Form von Wahlen 

ausüben. Diese Ungleichbehandlung soll vom Wahlgrundsatz der Gleichheit eigentlich 

verhindert werden60.  

Die Auffassung, dass die Wirklichkeit im Widerspruch zu Art. 20 Abs. 2 GG steht, wird 

unter anderem von Prof. Dr. jur. Konrad Löw61, Klaus Haupt62 und Klaus Hurrelmann63 

vertreten.  

4.5 Ausgleich des demografischen Wandels 

Als demografischer Wandel wird die Veränderung der Bevölkerungsentwicklung in Hin-

blick auf die Altersstruktur bezeichnet. Er ist das Resultat einer sinkenden Geburtenrate 

bei einer gleichzeitig sinkenden Sterberate. Weitere Einflussfaktoren sind Zuzüge in die 

Bundesrepublik Deutschland und Wegzüge aus Deutschland in andere Staaten. Der 

Trend geht in Deutschland seit den 1970er Jahren dahin, dass die Sterberate zuneh-

mend sinkt, was zur Folge hat, dass die Menschen immer älter werden. Gleichzeitig sind 

die Geburtenzahlen zurückgegangen, was zur Folge hat, dass das Durchschnittsalter 

eines Bundesbürgers zunehmend ansteigt. Anders gesagt kommen bei gleichbleiben-

dem Trend auf einen Neugeborenen bzw. jungen Menschen immer mehr alte Menschen. 

Dieser Wandel der demografischen Struktur in Deutschland stellt eine große Herausfor-

derung in allen gesellschaftlichen Belangen des 21. Jahrhunderts dar. Er zeigt sich bei 

Themen wie der gesetzlichen Rentenversicherung, bei der immer weniger Beitragszah-

ler für immer mehr Rentennehmer aufkommen müssen, oder im Bereich des Gesund-

heits- und Pflegewesens, bei dem es immer mehr Menschen gibt, die Pflegeleistungen 

oder ärztliche Dienstleistungen in Anspruch nehmen müssen.64 

Dieser Wandel hat auch Folgen für politische Entscheidungen. Wenn die Bürger immer 

älter werden, weil die Sterberate sinkt, werden alte Menschen65 in absoluten Zahlen im-

mer mehr. Da es in Deutschland kein Alter gibt, ab dem einem Bürger das Wahlrecht 

entzogen werden kann, nehmen immer mehr alte Menschen an Wahlen teil. Dieser 

 
60 Vgl. Jarass/ Pieroth 2018, Rn. 10 zu Art. 38. 
61 Vgl. Löw 2002. 
62 Vgl. Haupt 2008, S. 256. 
63 Vgl. Hurrelmann 2016, S. 317. 
64 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung 2016. 
65 Als alte Menschen werden in diesem Zusammenhang all jene bezeichnet, die das 65. Lebensjahr voll-
endet haben. 
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Umstand für sich betrachtet ist kein Problem. Jedoch ist die Folge daraus problematisch. 

Es liegt in der Natur der Politik, dass sich Parteien und Politiker mit ihren Themen und 

Versprechen an denjenigen orientieren, die sie wählen sollen. Daher liegt es nahe, dass 

sich die Politik unter anderem um die Belange der älteren Generationen bemüht. Auch 

hier liegt das Problem nicht in der Tatsache, sondern in der Folge. Wenn es immer mehr 

ältere Menschen in Deutschland gibt, und die Zahl der jüngeren in etwa konstant bleibt, 

dann werden durch die Politik automatisch immer mehr Interessen verfolgt, die vor allem 

den Senioren Vorteile bringen. Dadurch wächst die Gefahr, dass jüngere Menschen mit 

ihren Anliegen auf der Strecke bleiben. Ihre Anliegen sind vor allem längerfristiger 

Natur66. Diese liegen aber nicht auf einer Ebene mit denen von älteren Menschen. Sie 

würden längerfristige Maßnahmen überleben und haben somit verständlicherweise kein 

Interesse an diesen. Somit kann der Effekt der Verdrängung von Zukunftsthemen, die 

heutigen Minderjährigen nützen würden, einsetzen.67 

Um diesem Trend entgegenzuwirken, ist es notwendig, Minderjährigen eine Stimme in 

Form des Wahlrechts zu geben, damit sie ihre Interessen in einer angemessenen Art 

und Weise und in dem für sie notwenigen Umfang artikulieren können. Dann würden 

Politiker ihre Agenden nicht mehr zunehmend den Älteren widmen, sondern auch auf 

die Belange derjenigen eingehen, denen die Zukunft gehört und die von den langfristigen 

Folgen einer zu kurz gedachten Politik am meisten betroffen wären. 

4.6 Stärkere Legitimation des gewählten Parlamentes 

Wahlen haben viele Funktionen, unter anderem die Legitimationsfunktion. Sie findet bei 

demokratischen Wahlen in Bezug auf die Ausübung der Herrschaft in einem Land statt. 

Hier ist es vor allem eine Legitimierung, die vordergründig nach innen erfolgt, das heißt 

die Akzeptanz innerhalb des Staates.68 

Die genaue Legitimationskraft einer einzelnen Wahl kann man nicht messen. Jedoch 

kann man davon ausgehen, dass sie „umso größer [ist], je vollständiger das Staatsvolk 

wahlberechtigt ist“. Daraus folgt, dass man Wahlen noch legitimer gestalten kann, wenn 

man das gesamte Staatsvolk, das heißt auch die Minderjährigen zur Wahl berechtigen 

würde.69 

Die Legitimität des so neu gewählten Parlamentes wäre noch größer, da hier das 

gesamte Staatsvolk zumindest die Möglichkeit gehabt hat, das Parlament zu wählen. Bei 

dieser Wahl wären alle Interessen aller Bevölkerungsgruppen vertreten, was eine noch 

 
66 Es wird auf die Gedanken zur Generationengerechtigkeit (4.1 oben) mit der Betrachtung des Zeithori-
zonts, den junge Menschen anstreben, verwiesen. 
67 Vgl. Stiftung für die Rechte zukünftiger Generationen 2017, S. 7 f; ebenso: Cordula Tutt in: Reyes Nova/ 
Tutt 2019. 
68 Vgl. Behnke/ Grotz/ Hartmann 2017, S. 16 f. 
69 Vgl. Heußner 2009. 
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genauere Abbildung des Willens des Volkes zur Folge hätte. Darüber hinaus könnten 

sich auch alle Bürger mit dem so gewählten Parlament besser identifizieren, da so wirk-

lich alle an der Wahl beteiligt waren. Dieser Grund ist ein Argument, dass für die Einfüh-

rung eines Wahlrechts von Geburt an spricht. 

4.7 Abschaffung einer Zweiklassengesellschaft 

Das deutsche Wahlrecht, so wie es heute ausgestaltet ist, hat eine Spaltung der Gesell-

schaft zur Folge. Es führt zu einer „Zweiklassengesellschaft“, in der der Großteil der 

Bürger wahlberechtigt ist, während eine Minderheit dieses Recht nicht besitzt.70  

Einhergehend mit dem Wahlrecht als solches spiegelt sich diese Unterscheidung auch 

in der Möglichkeit wider, seine persönlichen Interessen zu artikulieren. Wenn wahlbe-

rechtigte Bürger mit der Arbeit einer Regierung nicht zufrieden sind, dann können sie 

diese für die in ihren Augen mangelhafte Vertretung bei der nächsten Wahl bestrafen, 

indem sie nicht mehr von ihnen gewählt werden. Diese Form des Protestes bleibt den 

minderjährigen Bürgern aufgrund des Mindestwahlalters verwehrt. Umgekehrt können 

die Minderjährigen auch nicht artikulieren, wenn sie mit der Arbeit der Regierung zufrie-

den sind, indem sie die an der Regierung beteiligten Parteien erneut wählen. 

Diese Form der Unterscheidung aufgrund einer Altersgrenze führt zu einer unzulässigen 

Diskriminierung, die keine Rechtfertigungsgründe besitzt. Sie könnte gelöst werden, 

indem man ein Wahlrecht von Geburt an einführt.  

 
70 Vgl. Stiftung für die Rechte zukünftiger Generationen 2017, S. 6. 



  Gegenargumente und mögliche Probleme 

   20 

5 Gegenargumente und mögliche Probleme 

Neben zahlreichen Befürwortern gibt es aber auch viele Gegner. Die Argumente, die am 

häufigsten von Kritikern und Gegnern des Wahlrechts von Geburt an vorgelegt werden, 

sollen im Folgenden aufgezeigt und erklärt werden. Des Weiteren werden mögliche 

Probleme skizziert, die nach einer Einführung dieses Wahlrechts auftreten können. So-

fern nichts anderes bestimmt wird, bezieht sich die Argumentation auf ein mögliches 

Stellvertreterwahlrecht. 

5.1 Verstoß gegen Wahlgrundsätze 

Ein erster Verstoß gegen einen Wahlgrundsatz liegt in der Unmittelbarkeit der Wahl. 

Dieser Wahlgrundsatz (bereits genauer beschrieben siehe 2.1.3.1 oben) verlangt, dass 

zwischen dem Wähler, seinem Willen und seiner Stimmabgabe keine weitere Person 

zwischengeschaltet sein darf. Dies wird beim aktuellen Wahlrecht auch zweifelsfrei ein-

gehalten, da zwischen dem Einwurf des Stimmzettels in die Wahlurne am Wahltag und 

der Gutschrift der Stimme der gewählten Partei nur ein Wahlhelfer steht, der die Stimme 

aber nur auszählt und nicht verändern darf. 

Beim Wahlrecht von Geburt an, dass durch ein Stellvertreterwahlrecht umgesetzt würde, 

würde dieser Grundsatz aber ausgehöhlt werden. Hier wäre das minderjährige Kind 

wahlberechtigt und könnte seinen Wählerwillen bei einer Wahl äußern. Unabhängig der 

umgesetzten Form des Stellvertreterwahlrechts würde aber nicht das Kind selbst die 

Stimme abgeben, sondern sein gesetzlicher Vertreter. Somit wäre tatsächlich eine wei-

tere Instanz zwischen dem Wählerwillen und der gewählten Person/ Partei geschaltet.  

Diese Auffassung wurde unter anderem von Anna von Notz, einer Rechtsreferendarin 

am Berliner Kammergericht71, angemerkt und auch von der SPD-Bundestagsabgeord-

neten Brigitte Zypries72 vertreten. 

Beim stellvertretenden Wahlrecht würde weiterhin das Prinzip der geheimen Wahl ver-

letzt werden. Dieses besagt, dass die Information über die Wahlentscheidung eines 

Einzelnen nicht zu einer weiteren Person gelangen darf.  

Gerade das ist aber Voraussetzung für die Durchführung eines Stellvertreterwahlrechts. 

Die Eltern müssen die Entscheidung ihrer Kinder kennen, damit sie in deren Namen 

auch diese Stimme abgeben können. Somit würden neben dem wahlberechtigten 

minderjährigen Kind auch weitere Personen die Entscheidung kennen, was einer Verlet-

zung dieses Wahlgrundsatzes gleichkäme.  

 
71 Vgl. Notz 2019. 
72 Vgl. Brigitte Zypries, zit. nach: Heußner 2009. 
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Darüber hinaus wird in den Grundsatz der gleichen Wahl eingegriffen. Jede Stimme 

bei einer Wahl soll in etwa das gleiche Stimmgewicht haben. Dieses Prinzip ließe sich 

aber bei einem Elternwahlrecht nicht mehr gewährleisten. Die Eltern bekämen für jedes 

Kind eine Stimme mehr, um diese treuhänderisch im Namen und vor allem im Sinne des 

Kindes abzugeben. Diese Praktik kann nur damit gerechtfertigt werden, dass die Eltern 

auch tatsächlich im Interesse ihrer Kinder abstimmen. Aus der Sache der Natur ergeben 

sich an diesem Vertrauensvorschuss starke Zweifel, dass jedes Elternteil diese Interes-

sen bei der Wahl auch artikuliert. Mitunter erscheint es möglich, dass vor einer Wahl 

nicht einmal der Versuch der Eltern unternommen wird, in einem Gespräch die Interes-

sen und Präferenzen der Kinder zu ermitteln. Vielmehr würden die Eltern die zusätzli-

chen Stimmen dafür nutzen, ihre eigene Meinung mit Hilfe der Stimmen der Kinder zu 

vervielfältigen. Diese Gefahr sieht sowohl die Stiftung der Rechte zukünftiger Generati-

onen73 als auch die bereits erwähnte Brigitte Zypries74. 

Diese Nicht-Beachtung des Kinderwillens führt dazu, dass ein „Pluralwahlrecht“75 bzw. 

ein „verdecktes Mehrfach-Stimmrecht“76 entsteht, welches das einzelne Stimmgewicht 

verfälschen würde.  

Die Eltern würden somit erreichen, dass ihre Stimmen und somit auch ihre Interessen 

stärker durchgesetzt werden. Das hätte den Effekt, dass kinderreiche Familien bei 

Wahlen überdurchschnittlich gestärkt würden, während Kinderlose ihr Recht auf gleiches 

Stimmrecht verlieren und dadurch benachteiligt würden.77 

Im Ergebnis hätte die Meinung einer kinderreichen Familie mehr Stimmgewicht als die 

eines kinderlosen Paares, was nicht vereinbar mit dem Gleichheitsgrundsatz ist. Dieser 

Auffassung folgen neben Brigitte Zypries auch Patrick Sensburg, Bundestagsabgeord-

neter der CDU, Ursula von der Leyen, ehemalige Bundesfamilienministerin und aktuelle 

Bundesverteidigungsministerin78, und Rudolf Wassermann, ehemaliger Präsident des 

Oberlandesgerichts Braunschweig79. 

Als letzter Wahlgrundsatz, der in diesem Zusammenhang zu nennen ist, wird die 

Höchstpersönlichkeit der Wahl angeführt. Dieser Grundsatz ist der einzige, der nicht 

im Katalog des Art. 38 Abs. 2 S. 1 GG aufgeführt ist. Er wird stattdessen einfachgesetz-

lich im § 14 Abs. 4 BWahlG in Verbindung mit der Einmaligkeit der Stimmabgabe 

 
73 Vgl. Stiftung für die Rechte zukünftiger Generationen 2017, S. 5. 
74 Vgl. Brigitte Zypries, zit. nach: Heußner 2009. 
75 Löw 2002. 
76 Rafalski 2008. 
77 Vgl. Patrick Sensburg in: Sensburg/ Solms 2017. 
78 Zum Zeitpunkt des Erscheinens des Artikels war Ursula von der Leyen noch Bundesverteidigungsminis-
terin. Aktuell ist sie Präsidentin der Europäischen Kommission. 
79 Rudolf Wassermann verstarb am 13. Juni 2008. Er war Zeit seines Lebens gegen das Wahlrecht für 
Minderjährige und galt bis zu seinem Tod als namhaftester Gegner. 
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aufgeführt. Kritiker sehen beim Einführen eines Wahlrechts von Geburt an diesen Grund-

satz aber verletzt. Der Grund liegt darin, dass der Wahlberechtigte, nämlich das minder-

jährige Kind, seine Stimme nicht selbst abgibt, sondern sie durch seinen Stellvertreter 

abgeben lässt. Das Wahlrecht ist jedoch „ein höchst persönliches Recht“, dass die „indi-

viduelle persönliche Meinung“ schützt und respektieren soll80. Des Weiteren wurde vom 

Bundesverfassungsgericht festlegt, dass das Wahlrecht ein höchstpersönliches Recht 

sei, „dessen treuhänderische Wahrnehmung verfassungsrechtlich unzulässig ist“81.  

Diese Auffassung wird unterstützt durch den Beitrag von Hahlen in seinem Kommentar 

zum § 14 BWahlG. Er schließt eine stellvertretende oder treuhänderische Ausübung des 

Wahlrechts von vornherein aus. Ebenso wenig sei eine Übertragung auf andere Perso-

nen als der Wahlberechtigten nicht mit dem Grundgesetz in Einklang zu bringen. Das ist 

Folge des verfassungsrechtlichen Charakters des § 14 Abs. 4 BWahlG.82 

Aus diesen Gründen verstößt das Stellvertreterwahlrecht gegen den Grundsatz der 

Höchstpersönlichkeit im Sinne des Art. 38 Abs. 2 S. 1 GG i.V.m. § 14 Abs. 4 BWahlG. 

5.2 Benachteiligung von bestimmten Gesellschaftsgruppen 

Das Wahlrecht von Geburt an würde neben Singles und Kinderlose auch Senioren be-

nachteiligen. 

5.2.1 Benachteiligung von Singles und kinderlosen Paaren 

Wie bei der Verletzung des Grundsatzes der Wahlgleichheit (siehe 2.1.3.1 oben) bereits 

angedeutet, ist ein negativer Effekt des Stellvertreterwahlrechts die Benachteiligung von 

Singles und kinderlosen Paaren, da ihre politische Stimme nicht mehr das gleiche 

Gewicht besitzt. Sie ist effektiv weniger wert als die einer Person, die das Wahlrecht für 

sich und zusätzlich stellvertretend für ihre Kinder ausübt.  

Das neue Wahlrecht würde demnach geschaffen, um einer spezifischen Interessen-

gruppe Einfluss zu verschaffen. Das Grundrecht auf Partizipation darf aber nicht für sol-

che Ideen instrumentalisiert werden, so die Kritikerin Ursula von der Leyen.83  

Kinderlosen würde somit „das Recht auf gleiches Stimmrecht entzogen“ werden. Das 

führt dazu, dass die Anzahl der Stimmen bei einer Wahl abhängig von der Lebensweise, 

den wirtschaftlichen oder den gesundheitlichen Umständen des Wählers wäre.84 

 
80 Vgl. Patrick Sensburg in: Sensburg/ Solms 2017. 
81 BVerfG, Beschluss vom 29. Januar 2019, Az. 2 BvC 62/14, Rn. 95; ebenso: Ingrid Fischbach in: Fisch-
bach/ Niebel 2012. 
82 Vgl. Schreiber/ Hahlen/ Strelen 2017, Rn. 14 zu § 14. 
83 Vgl. Rafalski 2008. 
84 Vgl. Patrick Sensburg in: Sensburg/ Solms 2017; ebenso: Schewe-Gerigk 2003. 
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Darüber hinaus würden „besonders zeugungs- und gebärfreudige Bürger zu [bevorteil-

ten] Wählern […] befördert werden“85. 

Dieses Verfahren ist nicht nur ungerecht und benachteiligend, sondern auch ein Verstoß 

gegen den Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG, da eine Ungleichbehandlung wegen 

der geringeren Anzahl an Kindern, die etwa auf wirtschaftlichen oder gesundheitlichen 

Gründen beruht, nicht zu rechtfertigen ist. 

5.2.2 Benachteiligung von Senioren 

Neben der Benachteiligung von Kinderlosen ist auch eine Benachteiligung von Senioren 

zu befürchten. Durch die Tatsache, dass auch die Interessen von Minderjährigen bei 

Wahlen zählen, werden die Parteien bestrebt sein, ihre Wahlprogramme und -verspre-

chen so auszurichten, dass sie minderjährige Wähler bzw. die Aufmerksamkeit der Stell-

vertreter erreichen. Dadurch sollen Familien mit Kindern vor allem Parteien wählen, 

deren Wahlprogramme besonders familienfreundliche Anreize geschaffen haben.  

Solche Anreize können zum Beispiel eine geänderte Rentenpolitik, Steuerreformen oder 

nachhaltiger Umweltschutz sein. Das alles sind jedoch Themenbereiche, die eher im 

untergeordneten Interessensbereich von Senioren liegen. Aus diesem Grund kann es 

dazu führen, dass die Parteien die Interessen der Senioren vernachlässigen, um die 

Stimmen der jungen Wähler abzugreifen. Das wäre ebenfalls eine nicht zu rechtferti-

gende Benachteiligung, wie bei Singles und Kinderlosen (siehe 5.2.1 oben). 

Dieser Standpunkt wird ebenfalls, wie bereits beschrieben, von Ursula von der Leyen 

vertreten86. Des Weiteren liegt auch hier ein Verstoß gegen den Gleichheitssatz des 

Art. 3 Abs. 1 GG vor. Eine zu erwartende Benachteiligung von Senioren aufgrund ihres 

Alters ist nicht zu rechtfertigen. 

5.3 Reife und Einsichtsfähigkeit als Voraussetzung 

Bei einem so wichtigen Recht wie dem Wahlrecht wird vorausgesetzt, dass die Wahlbe-

rechtigten ein Mindestmaß an Reife und Einsichtsfähigkeit aufweisen87. Dies ist aber bei 

Minderjährigen nicht gegeben. Sie verfügen nicht über notwendige Informationen des 

politischen Systems, der Parteienlandschaft und nicht zuletzt der Folgen, welche Wahlen 

für ein ganzes Land haben können. 

Politikunterricht wird in vielen Schulen erst ab der achten Klasse eingeführt. Somit kön-

nen Minderjährige erst ab da die notwendige Einsichtsfähigkeit entwickeln. Davor ist sie 

zwar nicht gänzlich ausgeschlossen, aber sehr unwahrscheinlich. 

 
85 Müller-Vogg 2017. 
86 Vgl. Rafalski 2008. 
87 Vgl. Brigitte Zypries in: Rafalski 2008. 
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Einhergehend mit der Einsichtsfähigkeit ist die Politikverdrossenheit mit anzuführen. 

Viele Kinder und Jugendliche haben in jungen Jahren schlichtweg kein Interesse für 

Gesellschaft, Politik und Wirtschaft. Diese Themenbereiche sind aber essenziell für die 

Politik, deren Entscheidungen und vor allem den Alltag von jenen Menschen, die die 

Politiker wählen sollen, die wiederum diese Entscheidungen treffen. Ohne sich in diesen 

Bereichen in einem Mindestmaß auszukennen, wäre es schlichtweg sinnlos, Bürger über 

etwas abstimmen zu lassen, von dem oder den Folgen sie nichts wissen.  

Des Weiteren sind Kinder anfälliger für Beeinflussungen jeglicher Art. Sie können einfa-

cher manipuliert werden, da sie noch nicht so reif wie Erwachsene sind. Diese Beein-

flussung kann durch die Politik in Wahlkämpfen, aber noch mehr durch die eigenen 

Eltern geschehen.  

Um gegen diese Formen von Beeinflussung gewappnet zu sein, müssen Kinder ein Min-

destmaß an Reife aufweisen, damit ihnen auch das Wahlrecht zugesprochen werden 

kann. 

Aus diesen Gründen hat man die Altersgrenze eingeführt, um zu gewährleisten, dass 

die Wähler sich um die Tragweite ihrer Entscheidung und ihrer Verantwortung bewusst 

sein können und zumindest grundlegende Kenntnisse mitbringen, um eine auf rationel-

len Gründen basierende Entscheidung zu treffen. 

5.4 Mögliche auftretende Probleme 

Neben den Argumenten, die im Vorhinein gegen eine Einführung des Wahlrechts von 

Geburt an sprechen, würden spätestens mit der Einführung praktische Probleme auftre-

ten, die das Wahlrecht als solches in Frage stellen und fragwürdig erscheinen ließen.  

Voraussetzung für das Aufkommen der folgenden Probleme ist die Einführung eines 

Elternwahlrechts, so wie es bei 3.2.2 oben beschrieben wurde. 

Ein Problem würde auftreten, wenn sich die Eltern untereinander nicht einig sind, wel-

che Partei sie wählen sollen, denn beim Stellvertreterwahlrecht bekommen die Eltern die 

Aufgabe, die Stimme ihrer Kinder treuhänderisch abzugeben. Nicht geregelt wird, ob 

grundsätzlich der Vater oder die Mutter diese Aufgabe wahrnimmt. Für den Fall, dass 

die Familie ein Kind hat, bekäme sie auch eine zusätzliche Stimme. Fraglich wäre hier, 

wer die Stimme abgibt. Und weiterhin ist es schwer festzulegen, was wäre, wenn sich 

die beiden Elternteile nicht einig wären, welche Partei ihrer Meinung nach gewählt wer-

den soll.88 

 
88 Vgl. Müller-Vogg 2017. 
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Es könnte zu keiner einheitlichen Entscheidung kommen, die dem Wohle des Kindes 

dient und würde so den Zweck des Wahlrechts von Geburt an verfehlen. 

Ein weiteres Problem, das bei Uneinigkeit zwischen zwei Akteuren auftreten kann, ist 

diejenige zwischen Eltern und ihren zu vertretenden Kindern. Eine unterschiedliche 

politische Ausrichtung zwischen Eltern und ihren Kindern ist nicht selten89. Hier stellt sich 

die Frage, wie verfahren werden soll, wenn offenkundig wird, dass ein Dissens zwischen 

dem Interesse des Kindes und dem der Eltern besteht.90 

Wenn es keine funktionierende Lösung dafür gibt, dann besteht die Gefahr, dass das 

Stellvertreterwahlrecht durch die Eltern als „Pluralwahlrecht“ genutzt wird, um ihre politi-

sche Wählerstimme auf legale Weise zu vervielfältigen. 

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, dass Uneinigkeit über das Wählen an sich be-

steht. Bei der letzten Bundestagswahl 2017 lag die Wahlbeteiligung bei 76,2%91. Das 

bedeutet, ca. 15 Millionen Wahlberechtigte haben, aus beliebigen Gründen, nicht an der 

Wahl teilgenommen. Bei einem Stellvertreterwahlrecht erscheint es möglich, dass die 

Eltern nicht wählen gehen möchten, ihre Kinder hingegen schon. Hier stellt sich die 

Frage, wie bei solchen Uneinigkeiten zwischen Eltern und Kindern verfahren werden 

soll. Die Kinder haben derzeit kein Weisungsrecht ihren Eltern gegenüber. 

Weiterhin könnte es problematisch sein, wenn eine Familie eine ungerade Anzahl an 

Kindern hat. Dieses Problem baut auf dem der Uneinigkeit der Eltern untereinander auf. 

Beim Konflikt zwischen den Eltern untereinander und einer geraden Anzahl an Kindern 

könnte der Kompromiss gefunden werden, dass jedes Elternteil für die Hälfte der Kinder 

entscheidet, ohne die Befürchtung zu haben, aufgrund der Stellvertreteraufgabe in einen 

Konflikt mit dem anderen Elternteil zu kommen. Jedoch funktioniert diese Lösung nicht, 

wenn die Familie eine ungerade Anzahl an Kindern hat, denn dann tritt das beschriebene 

Problem von einem Kind wieder auf. 

Ein weiteres Problem wäre einhergehend mit der Konstellation, dass die Eltern des min-

derjährigen Kindes getrennt voneinander leben und das Sorgerecht gemeinsam 

ausüben. Hier stellt sich die Frage, wer von beiden die Wahl stellvertretend ausführt. 

Bei der Einigung, die elterliche Sorge gemeinsam wahrzunehmen, stünde theoretisch 

jedem der beiden Elternteile die stellvertretende Ausübung des Wahlrechts zu. Hier wä-

ren aber Konflikte vorprogrammiert, weil auch noch zusätzlich das Problem der 

 
89 Vergleich der Ergebnisse der U18-Wahl und Bundestagswahl 2017 siehe Anhang, Anlage 2. 
90 Vgl. Ingrid Fischbach in: Fischbach/ Niebel 2012; ebenso: Schewe-Gerigk 2003. 
91 Vgl. Der Bundeswahlleiter 2017b. 
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unterschiedlichen politischen Auffassung hinzukommen kann, welches das Problem als 

noch gewichtiger darstellen lässt.92 

Zu lösen wäre demnach das Problem, wer bei getrenntlebenden Eltern die Wahl stell-

vertretend ausüben darf, wenn beiden Elternteilen die elterliche Sorge gemeinsam zu-

steht. 

Letztlich würde es auch das Problem offenbaren, wer die Stimme des Kindes abgibt, 

wenn die Eltern versterben sollten, und das Kind selbst noch minderjährig ist, oder wenn 

die Eltern durch einen Beschluss des Familiengerichts auf Grundlage des  

§ 1666 Abs. 3 Nr. 6 BGB die elterliche Sorge vollständig entzogen bekämen. Rechtsfolge 

wäre, dass das minderjährige Kind unter Vormundschaft93 gestellt wird. Die Vormund-

schaft kann dann unter anderem vom örtlich zuständigen Jugendamt wahrgenommen 

werden. Dieses wäre Kraft Gesetz zuständig für die Personen- und Vermögenssorge 

des Mündels. Da es die Personensorge aber aus tatsächlichen Gründen nicht selbst 

ausüben kann, würde es diese an eine Pflegefamilie oder ein Pflegeheim abgeben. 

Für einen solchen beschriebenen Fall ist es fraglich, wer das Wahlrecht stellvertretend 

für das Mündel ausübt. Infrage kämen das Jugendamt, die Pflegefamilie, oder auch die 

Heimleitung. Aber hier käme ein weiteres Problem, denn es ist ebenfalls nicht abschlie-

ßend zu klären, ob die genannten Personen auch tatsächlich im Sinne der Mündel die 

Wahlstimme abgeben können. Das bedeutet, ob die Vormünder bzw. Vertreter die poli-

tischen Interessen der minderjährigen Kinder kennen. 

Ein weiteres Problemfeld entsteht, wenn die Eltern selbst noch minderjährig sind und ihr 

eigenes Wahlrecht noch nicht selbstständig ausüben dürfen. Dann würden die Eltern der 

selbst minderjährigen Eltern für ihre Kinder wählen, aber es wäre fraglich, ob hier die 

Großeltern auch für ihre minderjährigen Enkelkinder wählen dürften, oder ob es die min-

derjährigen Eltern selbst im Zuge einer Ausnahmegenehmigung dürften.  

 
92 Vgl. Ingrid Fischbach in: Fischbach/ Niebel 2012. 
93 Rechtsgrundlage für die Vormundschaft aufgrund des Fehlens von Personensorgeberechtigten ist 
§ 1773 BGB. Demnach steht ein minderjähriges Kind unter Vormundschaft, wenn es nicht unter elterlicher 
Sorge steht oder wenn die Eltern nicht zur Personen- oder Vermögenssorge des Minderjährigen berechtigt 
sind. 
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6 Wertung der Argumente  

Nachdem Argumente für und gegen die Einführung eines Wahlrechts von Geburt an 

gesucht und beschrieben wurden, werden diese nun bewertet. Maßstab für die folgen-

den Bewertungen wird die Tauglichkeit der Argumente sein. Das bedeutet, inwieweit sie 

tatsächlich für eine sachdienliche Diskussion verwendet werden können. Darüber hinaus 

wird betrachtet, ob sie auch wirklich mit dem eigentlichen Thema in Zusammenhang 

stehen, oder ob es nur allgemeine Standpunkte sind, die nichts mit dem Thema gemein 

haben. 

6.1 Bewertung der Argumente für das Wahlrecht 

Im Folgenden werden die Argumente bewertet, die für eine Einführung des Wahlrechts 

von Geburt an sprechen. 

6.1.1 Generationengerechtigkeit 

Das Argument der Generationengerechtigkeit ist eines der Argumente, das am häufigs-

ten im Zusammenhang mit der Einführung des Wahlrechts von Geburt an vorgebracht 

wird. Es wird als das stärkste Argument angesehen. Viele politische Entscheidungen 

werden entweder für einen zu kurzen Zeitraum getroffen, oder für einen sehr langen 

Zeitraum, bei dem die potentiell eintretenden Spätfolgen erst eintreten, wenn es diejeni-

gen, die diese Entscheidungen getroffen haben, nicht mehr interessiert. In beiden Sze-

narien haben die heute nicht wahlberechtigten Minderjährigen oder sogar noch ungebo-

rene zukünftige Generationen mit diesen nachteiligen Folgen zu kämpfen. Auf der ande-

ren Seite werden einige heutige Entscheidungen nur zugunsten heutiger Generationen 

getroffen, jedoch wird dabei nicht an die nachfolgenden gedacht, mit welchen Folgeer-

scheinungen diese zu kämpfen haben könnten. 

Um der Politik die Wichtigkeit von nachhaltigen Entscheidungen bewusst zu machen, 

wird es als notwendig angesehen, auch den heute Minderjährigen eine Stimme in Form 

des Wahlrechts zu geben. Dabei wird die Auffassung vertreten, dass es keine Rolle 

spielt, wer die Wahl konkret ausübt. Gleich, ob es der Minderjährige oder seine Eltern 

sind, in jedem Fall könnten damit die nachvollziehbaren Interessen der jungen Wähler 

politische Beachtung finden und sie erhalten zumindest die Chance, ihre Zukunft ein 

Stück weit selbst zu steuern, anders als es aktuell ist, da sie auf die richtigen Entschei-

dungen von älteren Generationen vertrauen muss. Darum wird dieses Argument als 

statthaft angesehen. 
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6.1.2 Fehlende Rechtfertigung für den Ausschluss 

Zu diesem Argument wird die Bewertung kurzgehalten, da Bezug genommen wird auf 

die Arbeit von Kiesewetter. Als Zusammenfassung seiner Arbeit lässt sich sagen, dass 

er untersucht hat, ob die gezogene Altersgrenze von 18 Jahren zu rechtfertigen ist. Er 

hat dabei zwei mögliche Rechtfertigungsgründe angebracht und sie untersucht. Sowohl 

eine mögliche Verbindung zwischen Schuldfähigkeit und Wahlrecht als auch der Mangel 

an Reife und politischer Urteilsfähigkeit lassen sich nicht nachweisen und demnach auch 

nicht als Rechtfertigungsgründe verwenden.94 

Diese Zusammenhänge könnten höchstens als Vermutung angebracht werden, jedoch 

keinesfalls in ausreichender Weise, um damit einen zwingenden Grund für den Aus-

schluss aller Minderjährigen vom Wahlrecht zu rechtfertigen. 

Da die von Kiesewetter untersuchten Möglichkeiten auch den Punkten entsprechen, die 

von Kritikern am häufigsten vorgehalten werden, wird der Wahrheitsgehalt dieser Arbeit 

so hoch eingeschätzt, dass dieser Auffassung gefolgt und somit das Argument der feh-

lenden Rechtfertigung als zutreffend erachtet wird. 

6.1.3 Verstoß gegen das Grundgesetz 

Das gegenwärtige Wahlrecht als altersdiskriminierend zu bezeichnen, wird als über-

zogen erachtet. Natürlich ist der Ausschluss von allen Deutschen unter 18 Jahren, die 

ca. 13,6 Millionen der deutschen Bevölkerung ausmachen, nicht unwesentlich. Anderer-

seits wird die Auffassung vertreten, dass diese Art der Diskriminierung nicht gravierend 

genug ist, als dass sie zwingender Grund für die Einführung des Wahlrechts von Geburt 

an ist. Sie ist nicht allgegenwärtig und bedroht die diskriminierende Altersgruppe nicht 

unmittelbar in ihrer Lebensexistenz. Dieser Gedanke scheint auf den ersten Blick im 

Widerspruch mit der Bewertung bei 6.1.1 oben zu stehen. Jedoch wird hier unterschei-

den zwischen unmittelbaren Gefahren, die heute drohen, und zukünftigen, die eher auf 

Nachteilen für zukünftige Generationen beruhen. 

Die verwehrte Möglichkeit, seine politische Meinung bei Wahlen abzugeben, stellt für 

mich keine Altersdiskriminierung dar und ist somit auch kein stichhaltiges Argument für 

die Einführung eines neuen Wahlrechts. 

Als nächstes wird die Position, das Wahlrecht sei ein politisches Grundrecht, geprüft. 

Im Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vom 5. April 1952 wurde festgestellt, dass 

eine gleiche Wahl als politisches Grundrecht eines jeden Staatsbürgers angesehen wird. 

Der sachliche Schutzbereich dieses konstruierten Grundrechts ist jedoch nicht das 

Wahlrecht an sich, sondern die Garantie, dass jede Stimme jedes Wählers in etwa das 

 
94 Vgl. Kiesewetter 2009. 
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gleiche Stimmgewicht hat. Somit wird jedem Staatsbürger garantiert, dass jede Stimme 

die gleiche Wahrscheinlichkeit besitzt, etwas zu seinen Gunsten zu verändern. Daraus 

kann aber nicht abgeleitet werden, dass das Wahlrecht ein Menschenrecht sei, das 

jedem Bürger, unabhängig seines Alters zusteht. Da die Argumentation des politischen 

Grundrechts auf diesem Urteil basiert, ist dieses Argument insoweit zurückzuweisen. 

Nun folgt die Bewertung des Verstoßes gegen die Allgemeinheit der Wahl. Sämtliche 

Einschränkungen, die Grundsätze des Demokratieprinzips nach Art. 20 Abs. 1 GG be-

rühren, sind verfassungswidrig. Dies wäre auch der Fall beim Grundsatz der Allgemein-

heit, der im Kern seinen Ursprung im Demokratieprinzip findet. Jedoch liegt es in der 

Natur der Sache, dass solche Prinzipien nicht zu 100% Prozent verwirklicht werden kön-

nen. Ausnahmen sind dann möglich, wenn sie auf ein Minimum beschränkt werden. Das 

Bundesverfassungsgericht hat daraufhin festgestellt, dass ein Mindestwahlalter den 

Grundsatz der Allgemeinheit nicht verletzt, solange dieser Ausschluss auf zwingenden, 

ihn rechtfertigenden Gründen basiert.95 

Wie bereits in dieser Arbeit festgestellt wurde, gibt es jedoch für den Ausschluss von 

Minderjährigen keine Rechtfertigung, die stichhaltig genug ist, um einen solchen zwin-

genden Grund zu liefern. Aus diesem Grund liegt eine verfassungswidrige Einschrän-

kung des Allgemeinheitsgrundsatzes und damit einhergehend des Demokratieprinzips 

vor. Deshalb ist dieser Verstoß gegen das Grundgesetz auch als Argument zulässig. 

Das Argument, das aktuelle Wahlrecht verstoße gegen das Sozialstaatsprinzip, beruht 

auf der Annahme, dass Minderjährige ihre Interessen wie Volljährige bei Wahlen artiku-

lieren können, und deshalb mit sozial schwächeren Personen gleichgestellt werden. 

Diese Kausalkette mag zwar ihre Berechtigung finden, jedoch wird hier das eigentliche 

Ziel des Sozialstaatsprinzips verkannt.  

Das Sozialstaatsprinzip ist die Verpflichtung des Staates, „für den Ausgleich der sozialen 

Gegensätze und damit für eine gerechte Sozialordnung zu sorgen sowie seinen Bürgern 

soziale Sicherheit zu gewährleisten“. Dazu gehört auch die Sicherstellung des Existenz-

minimums zur Ermöglichung eines menschenwürdigen Lebens.96 

Unter 4.3 oben zum Thema Sozialstaatsprinzip wurde ein Ausgleich zwischen den Inte-

ressen von Minderjährigen einerseits und älteren Menschen anderseits beschrieben. 

Dieser ist aber weder mit einer gerechten Sozialordnung noch mit sozialer Sicherheit 

noch mit der Sicherstellung des Existenzminimums in Einklang zu bringen. Allein der 

Ausgleich sozialer Gegensätze könnte hier einschlägig sein. Es handelt sich unbestritten 

um Gegensätze, jedoch vielmehr generationaler und weniger sozialer Art. Die 

 
95 Vgl. BVerfGE 42 312 (340 f). 
96 Avenarius 1995, S. 22. 
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unterschiedlichen Interessen von unterschiedlichen Generationen sind der Auslöser für 

den Konflikt, und nicht die sozialen Unterschiede der Interessengruppen. Darum kann 

ein Verstoß gegen das Sozialstaatsprinzip nicht nachgewiesen werden und dieses 

Argument ist damit nicht haltbar. 

6.1.4 Unvollständigkeit des Staatsvolkes 

Dieser Punkt baut teilweise auf der Argumentation zum Verstoß gegen die Allgemeinheit 

von Wahlen (siehe 2.1.3.1 oben sowie 4.3 oben) auf. Dieser besagt, dass davon nur 

abgewichen werden darf, wenn zwingende Gründe vorliegen, die diesen Eingriff recht-

fertigen. Wie schon erläutert, liegt ein solcher Grund aber nicht vor. Somit führt der Vor-

stoß des Wahlgrundsatzes der Allgemeinheit dazu, dass bei Wahlen nie das gesamte 

Volk abstimmen kann. Die mangelnde Rechtfertigung für den Ausschluss führt zu einer 

unvollständigen Repräsentation des Staatsvolkes in den gewählten Parlamenten, was 

darüber hinaus einem Verstoß gegen den Demokratiegrundsatz gem. Art. 20 Abs. 1 GG 

gleicht. Aufgrund dieser Umstände liegt bei der Unvollständigkeit des Staatsvolkes ein 

legitimes Argument für die Einführung des Wahlrechts von Geburt an vor. 

6.1.5 Ausgleich des demografischen Wandels 

Der Effekt, der aufgrund des demografischen Wandels einsetzen kann, kann umgangs-

sprachlich auch als „Politik für Alte“ bezeichnet werden. Die Politik würde die Position 

des Medianwählers einnehmen, die sich immer weiter in Richtung der Position der Älte-

ren bewegen würde97. Das bedeutet, der Medianwähler mit seinen Interessen würde 

immer älter werden. 

Um dem entgegenzusteuern, sollte das Wahlrecht von Geburt an eingeführt werden, da 

so die Menge aller Wähler steigt, sich der Medianwähler in Richtung der jüngeren bewegt 

und somit mehr die Belange der jungen Menschen in den Vordergrund rücken. Laut 

Krieger betrug 2006 das Medianalter aller Wahlberechtigten in Deutschland etwa 48 

Jahre. Mit einem Wahlrecht von Geburt an wäre dieses Medianalter auf etwa 42 Jahre 

gesunken98. An dieses Zahlen erkennt man, dass die Einführung eines solchen Wahl-

rechts dem demografischen Wandel etwas entgegenwirken kann. Damit würde das 

Interesse des Medianwählers ein Stück in Richtung der Kinder und Jugendlichen rücken, 

was zur Folge hätte, dass die Positionen der Parteien etwas mehr auf die Minderjährigen 

ausgerichtet würden. 

 
97 Erläuterung des Medianwählertheorems in der Public-Choice-Theorie siehe Anhang, Anlage 3. 
98 Vgl. Krieger 2008, S. 312. 
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Aus diesem Grund würde das Wahlrecht von Geburt an den demografischen Wandel 

und dessen Folgen etwas abmildern und deshalb wird dieses Argument auch als zuläs-

sig gesehen. 

6.1.6 Stärkere Legitimation des gewählten Parlamentes 

Diese Schlussfolgerung ist zwar nur ein Nebeneffekt der Einführung eines Wahlrechts 

von Geburt an, jedoch trägt dieser zur Stärkung der Demokratie bei. Zwei Grundbau-

steine der Demokratie sind Legalität und Legitimität. Vor allem letztere ist durch ihren 

Bezug zum Staatsvolk gekennzeichnet. Wenn die Legitimität eines neu gewählten Par-

lamentes gestiegen ist, hat das nur Vorteile. Die Bevölkerung kann sich dadurch viel-

mehr mit den gewählten Vertretern und der gebildeten Regierung identifizieren, was zu-

nächst anfangs zu einem stärkeren Vertrauen in das Parlament führt.  

Diese Argumentation wird als schlüssig und nachvollziehbar erachtet und deshalb es als 

Argument zugelassen. 

6.1.7 Abschaffung einer Zweiklassengesellschaft 

Es ist nicht zu bestreiten, dass eine Unterscheidung zwischen Wahlberechtigten und 

Nicht-Wahlberechtigten möglich ist. So dramatisch, wie es jedoch von der Stiftung für 

die Rechte zukünftiger Generationen dargestellt wurde, sollte es nicht beschrieben 

werden. Offensichtlich ist, dass Minderjährige nicht die gleichen Chancen haben wie die 

volljährige Bevölkerung. Dennoch wird die Auffassung vertreten, dass dieser Umstand 

nicht zu einer Zweiklassengesellschaft führt.  

Dieses Argument wird in seiner reinen Wortwahl als zu überspitzt eingeschätzt, jedoch 

ist diese Konstellation existent, wodurch dieses Argument mit der Einschränkung, dass 

es sich aktuell um keine Zweiklassengesellschaft in Hinblick auf das Wahlrecht handelt, 

zugelassen wird. 

6.1.8 Zwischenfazit 

Nach der Bewertung aller dafürsprechenden Argumente aus Gliederungspunkt 4 oben 

werden die Folgenden für statthaft ernannt: 

− Generationengerechtigkeit, 

− Fehlende Rechtfertigung für den Ausschluss von vornherein, 

− Verstoß gegen den Grundsatz der Allgemeinheit der Wahl, 

− Unvollständigkeit des Staatsvolkes, 

− Ausgleich des demografischen Wandels, 

− Stärkere Legitimation des gewählten Parlamentes und eingeschränkt 

− Abschaffung einer „Zweiklassengesellschaft“. 
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6.2 Bewertung der Argumente gegen das Wahlrecht 

Nachdem die Argumente dafür kritisch betrachtet wurden, wir nun das gleiche Verfahren 

bei den Argumenten und Problemen, die gegen die Einführung eines Wahlrechts von 

Geburt an sprechen, durchgeführt. 

6.2.1 Verstoß gegen Wahlgrundsätze 

Der Verstoß gegen Wahlgrundsätze ist unbestritten ein schwerwiegendes Argument, 

jedoch muss bei allen ihre eigentliche Bedeutung für das Wahlrecht beachtet werden. 

Der Grundsatz der Unmittelbarkeit hat die Intention, ein System von Wahlmännern zu 

verhindern, die am Ende die Stimmengleichheit aufweichen würde. Dabei wäre, wie be-

reits bei 2.1.3.1 oben beschrieben, eine weitere Instanz zwischen den Wähler und den 

gewählten Abgeordneten geschalten.  

In Kommentierungen zum Grundgesetz wird nicht darauf hingewiesen, dass die stellver-

tretende Stimmabgabe durch die Eltern einen Fall der Mittelbarkeit darstellt99. 

Ein weiteres Gegenargument, das den Verstoß gegen die Unmittelbarkeit negiert, liefert 

die Rechtsreferendarin Dr. Anna von Notz. Sie stellt fest, dass eine Mittelbarkeit nur dann 

vorliegt, wenn diese nach der Stimmabgabe durch den Wähler einsetzt100. Beim Stell-

vertreterwahlrecht liegt jedoch kein Einsetzen nach der Stimmabgabe vor, sondern, 

wenn überhaupt, vor dieser. Es geht außerdem darum, dass das Einsetzen auf Initiative 

des Wahlberechtigten stattfindet. Sie fügt aber hinzu, dass der minderjährige Wahlbe-

rechtigte bis zur Abgabe seiner Stimme die Möglichkeit haben muss, seine Entscheidung 

zu revidieren, da sonst die Unmittelbarkeit verletzt werden könnte.101 

Dieser Auffassung wird ebenfalls gefolgt, da der Zweck der Unmittelbarkeit von den 

Kritikern verkannt wird. Somit wird das Argument, das Wahlrecht verstoße gegen den 

Grundsatz der Unmittelbarkeit, entkräftet. 

Der Grundsatz des Wahlgeheimnisses besagt, dass der Staat sämtliche Vorkehrun-

gen zu treffen hat, die es unmöglich machen, dass Dritte die Wahlentscheidung eines 

Bürgers in Erfahrung bringen können, oder dass von einem Stimmzettel aufgrund der 

darauf getroffenen Entscheidung eine Rückverfolgung zum Wähler ermöglicht wird. 

 
99 Vgl. Jarass/ Pieroth 2018, Rn. 14 zu Art. 38; ebenso: Model/ Müller 1996, Rn. 4 zu Art. 38; ebenso: So-
dan et al. 2018, Rn. 28 zu Art. 38. 
100 Beim Wahlmännersystem in den USA wählen zuerst die Bürger, ehe die Wahlmänner ihre Stimme bei 
der Wahlmännerversammlung abgeben. Dies ist ein Beispiel für ein mittelbares Wahlsystem. Daran er-
kennt man, dass der mittelbare Part erst dann einsetzt, nachdem die Bürger ihre Stimme abgegeben ha-
ben.  
101 Vgl. Notz 2019. 
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Es ist offensichtlich, dass weitere Personen neben dem Wahlberechtigten selbst die 

Wahlentscheidung erfahren werden, nämlich der Stellvertreter. Aber selbst ohne das 

Stellvertreterwahlrecht wird dieser Grundsatz in mehreren Facetten berührt.  

Bereits heute besteht die Möglichkeit, dass man Hilfspersonen beauftragen kann, die mit 

dem Wahlberechtigten gemeinsam die Wahl bestreiten. Diese Hilfe wird Personen an-

geboten, die „nicht oder nicht ausreichend lesen [können] […] oder wegen einer körper-

lichen Beeinträchtigung daran gehindert“ sind, die Stimme selbst abzugeben. Dabei un-

terliegt die Hilfsperson strengen Pflichten. Sie hat alles zu unterlassen, was die hilfebe-

dürftige Person dazu bringen kann, ihre Wahlentscheidung zu überdenken. Des Weite-

ren hat sie Stillschweigen darüber zu wahren, wen die Person gewählt hat.102 

In einem solchen Fall liegt aber eine Durchbrechung des Wahlgeheimnisses vor. Neben 

dem Wahlberechtigten erfährt auch die Hilfsperson, wer vom Bürger gewählt wurde. 

Außerdem ist es auch heute üblich, dass innerhalb einer Familie über Wahlen und die 

individuellen politischen Ansichten geredet wird. Da liegt es nicht außerhalb der 

Lebenserfahrung, dass man durch Gespräche erfährt, welcher Partei man nahesteht, 

oder sogar die Wahlentscheidung mitbekommt. Formal wäre das auch ein Verstoß ge-

gen den Grundsatz der geheimen Wahl, jedoch ist das sogar gewollt, da man möchte, 

dass sich die Bevölkerung an politischen Debatten und Diskussionen beteiligt. 

Deshalb zu argumentieren, ein Stellvertreterwahlrecht verstoße gegen den Grundsatz 

des Wahlgeheimnisses, wird als abwegig eingeschätzt und deshalb als Argument auch 

verworfen. 

In Art. 38 Abs. 1 S. 1 GG wird die Gleichheit der Wahl als Grundsatz normiert. Dieser 

besagt, dass die Stimme eines jeden Bürgers das gleiche Gewicht besitzen soll. Damit 

soll gewährleistet werden, dass jeder Wähler die gleiche Möglichkeit hat, mit seiner 

Stimme etwas zu verändern. 

Dieser Grundsatz kann in der Tat untergraben werden, wenn die Eltern die Stimme, die 

eigentlich ihren Kindern zu Gute kommen soll, für sich selbst nutzen, um ihr eigenes 

Stimmgewicht zu erhöhen. Dies wäre der Inbegriff eines „verdeckten Mehrfach-Wahl-

rechts“, wie es von Ursula von der Leyen103 bereits befürchtet wurde. Diesem Missstand 

kann aber auch nicht abgeholfen werden, da man weder überprüfen kann, ob die Eltern 

wirklich im Interesse ihrer Kinder abgestimmt haben, noch können die Kinder ihren Eltern 

Weisungen erteilen104, da dies vor allem gesetzlich nicht zu begründen wäre. 

 
102 Vgl. Der Bundeswahlleiter 2017a. 
103 Vgl. Rafalski 2008. 
104 Vgl. Schewe-Gerigk 2003. 
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Sicherlich wäre es nicht verhältnismäßig, alle Eltern unter Generalverdacht zu stellen, 

ihre zusätzliche Stimme als „Pluralwahrecht“ zu missbrauchen, jedoch kann man ge-

nauso wenig davon ausgehen, dass alle Eltern zu 100% im Sinne ihrer Kinder entschei-

den würden, auch wenn diese Ansicht von Herrmann K. Heußner105 vertreten wird. Es 

handelt sich schließlich um ca. 13,6 Millionen Minderjährige, deren Stimme veruntreut 

werden könnte. Diese Gefahr darf nicht verkannt werden. Als Folge einer Veruntreuung 

der zusätzlichen Stimme würden kinderreiche Familien an Einfluss gewinnen, während 

die Stimmen von Kinderlosen im Vergleich an Gewicht verlieren würden. 

Diese Gründe werden als schwerwiegend aufgefasst, was zu Folge hat, dass sie als 

Argument gegen die Einführung eines Wahlrechts von Geburt an gelten. 

Der Grundsatz der Höchstpersönlichkeit bedeutet, dass jeder Wähler seine Stimme 

persönlich am Wahltag abzugeben hat. Jedoch wird das bereits heute ohne das Stell-

vertreterwahlrecht nicht immer eingehalten. Bei der Briefwahl gibt der Wahlberechtigte 

seine Stimme nicht am Wahltag höchstpersönlich ab, sondern zu einem früheren Zeit-

punkt. Die Überprüfbarkeit dieses Grundsatzes ist jedoch nur am Wahltag selbst gege-

ben. Niemand kann überprüfen, ob der Wahlschein von dem Wahlberechtigten persön-

lich oder von jemandem anders ausgefüllt wurde. Hahlen rechtfertigt diese Ausnahme 

von Höchstpersönlichkeitsgrundsatz damit, dass es auf die Abgabe und nicht die Über-

mittlung ankäme.106 

Diese Auffassung wird nicht gefolgt, da die persönliche Stimmabgabe bei der Briefwahl 

höchstens ein Gebot sein kann, aber niemals eine Pflicht, die den Ausschluss der 

Stimme von der Wahl zur Folge hätte. Des Weiteren fehlt es an der Überprüfbarkeit, die 

vorgenommen werden müsste, um die Briefwahl in Einklang mit dem Grundsatz der 

Höchstpersönlichkeit zu bringen. Dies ist für mich Grund zu dem Schluss, dass es bereits 

eine Ausnahmeregelung von der Höchstpersönlichkeit in Form der Briefwahl gibt. Es ist 

für mich daher nicht ersichtlich, gerade diesen Grundsatz als Vorwand zu nehmen, ein 

Wahlrecht von Geburt an, unabhängig der Form, in der es tatsächlich umgesetzt würde, 

von vornherein abzulehnen. 

Darüber hinaus bringt von Notz einen weiteren Grund an, der gegen diesen Grundsatz 

als Argument gegen das Wahlrecht von Geburt an spricht. Sinn dieses Grundsatzes war 

es ihrer Meinung nach, Missbrauchsmöglichkeiten beim Wahlrecht einzudämmen. Sie 

sieht die erzwungene Abgabe von Stimmen als Grund für die Einführung dieser Rege-

lung. Sie steht jedoch in keinem Zusammenhang mit einer stellvertretenden Ausübung 

durch Eltern im Namen ihrer Kinder, da dies dem natürlichen Recht von Eltern nach 

 
105 Vgl. Heußner 2009. 
106 Hahlen in: Schreiber/ Hahlen/ Strelen 2017, Rn. 14 zu § 14. 
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Art. 6 Abs. 2 GG entspricht. Neben der Briefwahl gibt es eine weitere Durchbrechung 

des Grundsatzes der Höchstpersönlichkeit. Jedem, der seine Stimme am Wahltag nicht 

ohne Hilfe abgeben kann, steht eine Hilfsperson zu, die als weisungsgebundene Unter-

stützung hinzugezogen werden kann. Hier liegt ebenfalls keine höchstpersönliche Aus-

übung des Wahlrechts vor, so wie es von Hahlen beschrieben wurde.107 

Diese beiden Beispiele zeigen, dass es durchaus legitime Gründe für eine Durchbre-

chung des Grundsatzes der Höchstpersönlichkeit gibt. Diesen dennoch als Argument 

gegen ein Wahlrecht von Geburt an anzuführen, wird als nicht gerechtfertigt angesehen 

und somit scheidet dieses Argument aus. 

6.2.2 Benachteiligung 

Die Benachteiligung von Singles und Kinderlosen sowie Senioren geht einher mit dem 

Verstoß gegen die Gleichheit der Wahl. Jedoch muss beachtet werden, dass derzeit 

über 13 Millionen Bürger von der Wahl ausgeschlossen werden und somit keine Mög-

lichkeit haben, ihre Meinung bei Wahlen zu artikulieren. Eine Ausweitung des Wahlrechts 

auf Minderjährige wäre demnach keine Schaffung von neuen Benachteiligungen, son-

dern die Beseitigung einer aktuell bestehenden.  

Ein weiterer Aspekt, der zu beachten ist, ist die Tatsache, dass die Benachteiligung nur 

darin besteht, dass der Einfluss von älteren Menschen sinkt. Er wird jedoch nicht von 

den Interessen der Minderjährigen verdrängt. Es würde sich lediglich ein neues Gleich-

gewicht einstellen. 

Darum wird zunächst die Benachteiligung von Senioren und Kinderlosen als Argument 

dagegen akzeptiert, jedoch muss in einem späteren Schritt (siehe 6.3 unten) genau ab-

gewogen werden, welche Interessen gewichtiger sind. 

6.2.3 Reife und Einsichtsfähigkeit 

Die Unterstellungen aus 5.3 oben mögen auf Minderjährige zutreffen. Jedoch ist zu be-

achten, ob man wirklich allen Minderjährigen unterstellen darf, sie seien noch nicht reif 

und erfahren genug für das Wahlrecht. Nach dieser Logik müssten Reife und Einsichts-

fähigkeit als weitere Kriterien in den Katalog der §§ 12 f BWahlG als Wahlberechtigungs-

voraussetzung mit aufgenommen werden. Dies zu überprüfen ist aus tatsächlichen 

Gründen unmöglich. Genauso unmöglich ist es jedoch, jedem deutschen Bürger unter 

18 Jahren von vornherein zu unterstellen, er sei nicht reif genug zu wählen. Als unter-

stützenden Beleg für diese Behauptung dient die Arbeit von Kiesewetter, der diese The-

sen nachvollziehbar widerlegt hat.  

 
107 Vgl. Notz 2019. 
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Darüber hinaus gibt es keinerlei statistische Daten, die diese Behauptungen widerlegen. 

Abgesehen davon ist eine Rechtfertigung aufgrund von Statistiken nicht zulässig, da so 

Personengruppen kollektiv belangt werden. 

Das Argument, Kinder und Jugendliche würden besonders beeinflussbar sein, ist eben-

falls nicht belegbar. Diese Eigenschaft nur den jüngeren Menschen zuzuschreiben, ist 

nicht haltbar, da auch Volljährige in gleichem Umfang beeinflussbar sind. Allein deshalb 

zu argumentieren, das Wahlrecht darf erst ab 18 Jahren ausgeübt werden, ist nicht halt-

bar. 

Aufbauend darauf wird der Schluss gefasst, dass ein Mangel an Reife und politischer 

Einsichtsfähigkeit kein Argument gegen die Einführung des Wahlrechts von Geburt an 

sein kann. 

6.2.4 Probleme 

Die genannten Probleme könnten teilweise durch entsprechende gesetzliche Regelun-

gen im Bundeswahlgesetz gelöst werden. 

Ein Vorschlag, die Uneinigkeit zwischen Eltern zu lösen, könnte die Methode der hal-

ben Stimme liefern108. Dann würden beide Eltern das Wahlrecht stellvertretend ausüben 

und bei der Wahl jeweils eine halbe Stimme abgeben. So könnten Konflikte bei der Ent-

scheidung gelöst und nicht auf dem Rücken der Kinder ausgetragen werden.  

Diese Lösung würde auch das Problem lösen, wenn die Familie eine ungerade Anzahl 

an Kindern haben sollte. 

Für das Problem der Uneinigkeiten zwischen Eltern und Kindern könnte das Famili-

engericht als letzte Instanz entscheiden und vermitteln. Diese Idee stammt, ironisch 

gemeint, von Patrick Sensburg109. Fraglich bei dieser Lösung ist, ob das Familiengericht 

überhaupt befugt ist, politische Entscheidungen zu treffen. Außerdem würde sich daraus 

ein weiteres Problem ergeben. Die Gerichte, auch die Familiengerichte, sind derzeit sehr 

stark ausgelastet, wenn nicht sogar überlastet. Es bleibt daher offen, ob man den Fami-

liengerichten mit diesen Fällen noch mehr Arbeit übertragen sollte. 

Für das Problem der getrenntlebenden Eltern mit gemeinsamer Ausübung des Sor-

gerechts könnte eine Lösung des Bundesgerichtshofs Anwendung finden. Die soge-

nannte „Dreistufentheorie“ wurde im Jahr 1988 entwickelt. Dabei ging es ursprünglich 

um die Frage, ob eine alleinerziehende Mutter das Einverständnis ihres ebenfalls sorge-

berechtigten Ex-Partners für eine wichtige Operation ihres Kindes benötigt. Der BGH hat 

daraufhin eine dreistufige Lösung entwickelt, anhand derer zu klären ist, ob ein 

 
108 Vgl. Herrmann Otto Solms in: Sensburg/ Solms 2017. 
109 Vgl. Patrick Sensburg in: Sensburg/ Solms 2017. 
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Personensorgeberechtigter allein entscheiden darf, ob er für die Entscheidung eine Voll-

macht des anderen Partners benötigt, oder ob beide der Entscheidung zustimmen müss-

ten. Welche Stufe mit welchem Mitwirkungserfordernis zu wählen ist, hängt dabei von 

der Reichweite der Maßnahme ab. Diese sind in der folgenden Darstellung gegenüber-

gestellt.110 

 Intensität der Maßnahme Mitwirkungserfordernis 

Stufe 1 Geschäfte des Alltags und Be-

sorgungen minderer Bedeutung 

im Rahmen der elterlichen Per-

sonensorge, Eilmaßnahmen 

und Notfälle 

Ein Elternteil als gesetzlicher 

Vertreter des Kindes 

Stufe 2 Maßnahmen von erheblicher 

Bedeutung; schwerwiegende 

Entscheidungen 

Ein Elternteil als gesetzlicher 

Vertreter des Kindes, zusätzlich 

Vollmacht des anderen Eltern-

teils erforderlich 

Stufe 3 Äußerst weitreichende und 

wichtige Entscheidung, unter 

anderem auch für das Wohl 

des Kindes 

Ausdrückliche Einwilligung 

durch beide Elternteile gemein-

sam 

Darstellung 2:  Dreistufentheorie des BGH 

Im Folgenden stellt sich die Frage, welche der drei Stufen eine stellvertretende Wahlent-

scheidung darstellen würde. Da es sich um eine weitreichende und bedeutsame Ent-

scheidung handelt, fällt die erste Stufe weg. Außerdem ist es keine Eilmaßnahme, son-

dern eine langfristig angekündigte, die zwischen den Elternteilen durchaus diskutiert 

werden kann. Aus diesem Grund ist nun zu klären, welche Intensität eine Wahlentschei-

dung hat. Das Wahlrecht wird als Ausdruck der Volkssouveränität betrachtet. Das Volk 

übt in einer Wahl seine verfassungsrechtlich garantierte Gewalt aus. Auch wenn eine 

einzelne Stimme auf alle Wahlberechtigten gesehen kein allzu großes Stimmgewicht 

hat, ist es dennoch eines der bedeutendsten Rechte, die ein Bürger besitzt. Und auf-

grund dieser Wichtigkeit wird das stellvertretende Wahlrecht als äußerst weitreichende 

und wichtige Entscheidung in die dritte Stufe eingeordnet, die eine ausdrückliche Einwil-

ligung von beiden Elternteilen erfordert. 

 
110 Vgl. BGH, Urteil vom 28. Juni 1988, Az. VI ZR 288/87. 
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Dieses Erfordernis müsste zwar in einem geänderten Wahlgesetz aufgenommen wer-

den, jedoch stellt sich diese Problematik nicht als unlösbar heraus und kann somit nicht 

als Argument gegen das Wahlrecht von Geburt an dienen. 

Jedoch gibt es auch Probleme, die sich nicht einfach gesetzlich regeln lassen würden. 

Da wäre das Problem, das aufkommt, wenn Eltern sich weigern, wählen zu gehen. 

Das Wahlrecht stellt keine Pflicht dar, wählen gehen zu müssen, da sonst Sanktionen 

drohen würden. Vielmehr ist es ein Recht, das die Möglichkeit offenbart, sich an der 

Politik des eigenen Landes zu beteiligen. Gezwungen werden kann jedoch niemand. Aus 

diesem Grund ist dieses Problem ein relevantes. 

Ein zweites Problem liegt darin, wenn minderjährige Kinder unter Vormundschaft ste-

hen oder in Pflegefamilien leben. Hier wird es als nicht sachdienlich erachtet, das 

Recht, das normalerweise die leiblichen Eltern ausüben würden, auf einen Vormund  

oder einen Pfleger zu übertragen. Daher wird im Folgenden die Auffassung vertreten, 

dass das Recht, für sein Kind zu sorgen, und daraus resultierend das Wahlrecht stell-

vertretend auszuüben, nur den leiblichen Eltern zustehen und daher nicht auf Vormünder 

oder Pfleger übertragen werden sollte. 

6.2.5 Zwischenfazit 

Von den Argumenten, die unter Gliederungspunkt 5 oben aufgeführt worden sind, 

werden die folgenden als statthaft angesehen: 

− Verstoß gegen die Gleichheit der Wahl, 

− Benachteiligung von bestimmten Gesellschaftsgruppen, 

− Problem bei getrenntlebenden Eltern mit gemeinsamem Sorgerecht sowie 

− Problem bei Vormundschaft bzw. Pflegschaft. 

6.3 Abwägung aller Argumente und Ergebnis 

Nachdem alle Argumente bewertet wurden, wird nun abgewogen, welche Seite über-

wiegt, welche Argumente sich gegebenenfalls gegenseitig aufheben und welche Prob-

leme entstehen könnten. 

Als erstes wird das Argument des Verstoßes gegen den Grundsatz der Allgemeinheit 

der Wahl mit dem Verstoß gegen den Grundsatz der Gleichheit der Wahl abgewogen. 

Diese Betrachtung kommt zu dem Schluss, dass sich beide Argumente gegenseitig auf-

heben, da sie dem Grunde nach Konkretisierungen des Gleichbehandlungsgrundsatzes 

nach  

Art. 3 Abs. 1 GG sind. Der Verstoß gegen die Allgemeinheit ist vor der Einführung, der 

Verstoß gegen die Gleichheit der Wahl würde nach der Einführung des neuen 
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Wahlrechts auftreten. In jedem Fall würde ein Verstoß bestehen bleiben, sodass es irre-

levant wäre, wenn man nur diese beide Argumente isoliert betrachten würde. 

Als nächstes werden die einzelnen Benachteiligungen gegenübergestellt. Auf der einen 

Seite würden sich Senioren und Kinderlose der Gefahr ausgesetzt sehen, dass ihre 

Interessen nicht mehr so stark von den Parteien aufgegriffen werden wie bisher. Allen 

Minderjährigen würde die Möglichkeit gegeben, ihre Interessen erstmals zu äußern. In 

diesem Fall wiegen die Interessen der Minderjährigen stärker, da diese mehr gewinnen 

als die Senioren und Kinderlosen verlieren würden. Man kann diese Betrachtung auch 

aus einer anderen Perspektive sehen. Vor der Einführung werden Minderjährige benach-

teiligt, indem ihnen keine Möglichkeit eingeräumt wird, ihre Interessen zu äußern, auf 

der anderen Seite werden Senioren und ihre Interessen aufgrund des demografischen 

Wandels immer gewichtiger. Auch hier wird als Ergebnis festgehalten, dass die Benach-

teiligung von Minderjährigen stärker wiegt als die von Senioren. 

Es darf jedoch nicht verkannt werden, dass die Einführung des Wahlrechts von Geburt 

an auch Probleme mit sich bringen würde, die schwer zu lösen wären. Zum Beispiel die 

Probleme der getrenntlebenden Eltern mit gemeinsamem Sorgerecht und die Frage, wer 

das Wahlrecht ausüben würde, wenn das minderjährige Kind unter Vormund- oder 

Pflegschaft stehen würde. Dafür müssten gesetzliche Regelungen getroffen werden, die 

von Kritikern aber als Probleme dargestellt werden könnten, die auch einen wahren Kern 

besitzen würden. Im Zweifel müssten Familiengerichte diese Fragen im konkret-indivi-

duellen Einzelfall klären. 

Es stellt sich daraufhin die Frage, ob die Probleme, die erschaffen würden, gegebenen-

falls in Kauf zu nehmen wären, weil damit eine Reihe anderer, bereits bestehender Miss-

stände gelöst werden würde. Und diese Auffassung sollte auch überwiegen, da man mit 

dem neuen Wahlrecht weitaus mehr Probleme lösen bzw. die Lösung von diesen voran-

bringen würde, als dass es gerechtfertigt wäre, die potentiell auftretenden Probleme als 

Vorwand für eine Verhinderung zu nehmen. 

Ein Wahlrecht von Geburt an würde einen wichtigen Beitrag zur Generationengerechtig-

keit liefern. Weiterhin würde es die Folgen des demografischen Wandels, in dem sich 

Deutschland gegenwärtig befindet, etwas eindämmen und damit auch die Generationen-

gerechtigkeit stärken und nachhaltigere Politik ermöglichen. Alle gewählten Parlamente 

könnten ihre Legitimität steigern, weil so alle Bürger der Bundesrepublik Deutschland 

die Möglichkeit haben, das Parlament zu wählen, das ihre Interessen bestmöglich ver-

treten soll. Damit einhergehend wäre das Staatsvolk, das nach dem Grundgedanken des 

Grundgesetzes die Gewalt ausüben soll, vollständig. Schließlich würde mit der Einfüh-

rung auch eine große Ungerechtigkeit abgeschafft werden. Der Ausschluss von 
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Minderjährigen aufgrund ihres Alters ist weder zu rechtfertigen noch liefert es einen zwin-

genden Grund.  

Im Ergebnis dieser Abwägung wird festgestellt, dass es mehr Argumente und Vorteile 

gibt, die für die Einführung eines Wahlrechts von Geburt an sprechen, als dass es Ge-

genargumente gibt und sich nachteilige Wirkungen daraus ergeben würden. Diese nach-

teiligen Wirkungen gäbe es zwar, jedoch sollten sie in Kauf genommen werden, da so 

eine Vielzahl von anderen, derzeitigen Nachteilen aufgelöst werden würden. 

Da es mehrere Möglichkeiten der praktischen Umsetzung des Wahlrechts von Geburt 

an gibt (siehe 3 oben), soll an dieser Stelle erwähnt werden, dass das derivative Stell-

vertreterwahlrecht (siehe 3.2.2 oben) als Form des Elternwahlrechts am besten geeignet 

wäre. Dabei kann ein Mindestalter bestehen bleiben, ab welchem sich das minderjährige 

Kind in das Wählerverzeichnis eintragen lassen kann. Als Möglichkeit kann die Vollen-

dung des 12. Lebensjahres dienen. Vor diesem Zeitpunkt wird die Stimme der Kinder 

treuhänderisch, stellvertretend und im Namen der Kinder durch die Eltern ausgeübt.  
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7 Bisherige Bestrebungen der Bundespolitik 

Die Debatte um das Wahlrecht von Geburt an wird bereits seit mehr als 20 Jahren 

geführt. Seither gab es neben zahlreichen Diskussionen auch drei konkrete Initiativen 

im Deutschen Bundestag, dieses neue Wahlrecht umzusetzen. 

Der erste Antrag wurde am 11. September 2003 von 47 fraktionsübergreifenden 

Abgeordneten des Bundestages eingereicht111. Dieser forderte die damalige Bundesre-

gierung, bestehend aus SPD und Grünen, auf, dem Bundestag einen Gesetzesentwurf 

vorzulegen, der den Art. 38 GG und sämtliche weitere Gesetze dahingehend ändert, 

dass jeder Bürger ein Wahlrecht von Geburt an besitzt, dass treuhänderisch von den 

Eltern ausgeübt würde. In der Begründung wurde angeführt, dass dies notwendig sei 

aufgrund der demografischen Entwicklung Deutschlands, und dass das aktuelle Wahl-

recht grundlegende Schwächen aufweise, wie zum Beispiel die Tatsache, dass alle 

Staatsgewalt vom Volke ausgehe, dies bei Wahlen aber nicht vollständig abstimmen 

dürfte, weil die Minderjährigen ausgeschlossen sind. Des Weiteren wurde mögliche 

Probleme und deren Lösungen angebracht.112 

Dieser Antrag wurde von der Regierung nicht umgesetzt. 

Am 9. November 2006 wurde, anders als 2003, ein konkreter Gesetzesvorschlag von  

95 fraktionsübergreifenden Abgeordneten zur Änderung des Grundgesetzes zur Veran-

kerung der Generationengerechtigkeit vorgelegt.113 Dieser sah unter anderem die Ein-

führung eines neuen Art. 20b GG vor, der die Generationengerechtigkeit als Pflichtauf-

gabe des Staates festlegen sollte. In der Begründung zur Einführung dieses Artikels ist 

der Schutz der Interessen zukünftiger Generationen als Hauptziel angeführt.114 

Auch diese Gesetzesinitiative wurde nicht im Bundestag umgesetzt. 

Der bislang letzte Antrag, der „mehr Generationengerechtigkeit“ durch ein Wahlrecht von 

Geburt an erreichen wollte, wurde am 27. Juni 2008 von 46 fraktionsübergreifenden Ab-

geordneten in den Bundestag eingebracht115. Dieser hatte die gleiche Aufforderung an 

die Bundesregierung inne, wie der Antrag von 2003. In der Begründung wurde dieses 

Mal eine ausführlichere Argumentation angeführt. Es wurde angeführt, dass das Wahl-

recht ein altersunabhängiges Grundrecht sei, das, wenn es von Geburt an gelte, nicht 

gegen die Höchstpersönlichkeit, das Wahlgeheimnis, die Freiheit der Wahlen und die 

 
111 Drs. 15/1544 siehe Anhang, Anlage 4. 
112 Vgl. Antrag vom 11. September 2003, Drs. 15/1544. 
113 Drs. 16/3399 siehe Anhang, Anlage 5. 
114 Vgl. Gesetzesentwurf vom 9. November 2006, Drs. 16/3399. 
115 Drs. 16/9868 siehe Anhang, Anlage 6. 
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Wahlgleichheit verstoße. Weiterhin wurde mögliche auftretende Probleme und Fragen 

aufgeführt und geklärt.116 

Genau wie die ersten beiden fraktionsübergreifenden Vorhaben wurde auch dieser An-

trag nicht weiterverfolgt. 

Diese Bemühungen zeigen, dass sich über alle Bundestagsfraktionen hinweg Befürwor-

ter eines Wahlrechts von Geburt an gefunden hatten. Jedoch konnten sie ihre eigenen 

Fraktionen oder die Regierung nicht von ihrer Auffassung überzeugen. Dass es bis heute 

noch kein derartiges Wahlrecht gibt, liegt allein daran, dass sich die entsprechenden 

Mehrheiten im Deutschen Bundestag nicht gefunden haben. Für eine Verfassungsände-

rung gem. Art. 79 Abs. 2 GG bedarf es einer qualifizierten Mehrheit von zwei Dritteln im 

Bundestag und ebenso zwei Dritteln im Bundesrat.  

 
116 Vgl. Antrag vom 27. Juni 2008, Drs. 16/9868. 
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8 Ergebnisse 

Nach der Bearbeitung und Untersuchung dieses Themas lässt sich feststellen, dass ein 

Wahlrecht, dass es Eltern ermöglicht, für ihre Kinder stellvertretend zu wählen, einge-

führt werden sollte. Von den in Kapitel 3 beschriebenen Möglichkeiten ist das derivative 

Stellvertreterwahlrecht zu empfehlen. Alternativ kann auch das originäre Stellvertreter-

wahlrecht angewendet werden. Diese Modelle entsprechen am meisten dem Gedanken, 

dass jedem Menschen das Wahlrecht zusteht und dass jeder Bürger eine Stimme hat, 

die er bei Wahlen äußern kann. Da es offensichtlich ist, dass Kleinkinder nicht selbst 

wählen können, soll dieses Wahlrecht stellvertretend von den Eltern ausgeübt werden. 

Falls es nur eine Kompromisslösung geben sollte, kann auch ein Familienwahlrecht in 

Betracht gezogen werden, da so zumindest die Interessen von Familien stärkere Beach-

tung finden. Jedoch wird ausdrücklich auf das Stellvertreterwahlrecht als beste Lösung 

verwiesen. 

Die Untersuchung der Argumente hat viele Erkenntnisse hervorgebracht. Wenn man sie 

quantitativ betrachtet, stellt man fest, dass es mehr Argumente dafür gibt als dagegen. 

Die Argumente für ein solches Wahlrecht lassen sich mit den Begriffen „Generationen-

gerechtigkeit“ und „Nachhaltigkeit“ beschreiben. Das Wahlrecht von Geburt an soll dazu 

dienen, die Interessen von jüngeren Generationen besser zu vertreten, um ihnen eine 

Zukunft zu gewährleisten, die sich nicht nur damit beschäftigt die Altschulden der älteren 

Generationen zu beseitigen. Ein weiteres Argument stellt die weitere Entwicklung des 

Wahlrechts dar, dass somit ein Stück weit mehr den Grundsäulen des Grundgesetzes 

entspricht. Das Wahlrecht von Geburt an stärkt das Demokratieprinzip nach Art. 20 Abs. 

1 GG sowie den Gedanken, dass die Staatsgewalt vom ganzen Volk ausgeht und zu-

sätzlich den Wahlgrundsatz der Allgemeinheit. Darüber hinaus fehlt es an einer Recht-

fertigung, das Wahlrecht pauschal allen Minderjährigen vorzuenthalten. 

Wenn es nur Argumente dafür geben würde, wäre das Wahlrecht von Geburt an bereits 

bei der Gründung der Bundesrepublik in die Verfassung aufgenommen worden. Dem ist 

aber nicht so, da es auch Argumente gibt, die gegen die Einführung des Wahlrechts von 

Geburt an sprechen. Es gibt keine Garantie dafür, dass die Eltern auch wirklich im 

Namen ihrer Kinder abstimmen werden. So kann es durchaus passieren, dass diese 

zusätzlichen Stimmen dafür missbraucht werden, das eigene Stimmgewicht zu erhöhen, 

was zu einem effektiven Pluralwahlrecht führen könnte. Die Stimmen von kinderreichen 

Familien könnte so mehr an Gewicht gewinnen, was dem Wahlgrundsatz der Allgemein-

heit zuwiderlaufen würde. Des Weiteren würden mit der Einführung neue Probleme 

geschaffen werden. Diese könnten weitestgehend durch einfachgesetzliche Regelungen 
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gelöst werden, zurückblieben aber elementare Fragen und Probleme, die ein Wahlrecht 

von Geburt an aufbringen würde. 

Bei der Bewertung und Abwägung der Argumente wurden vergleichbare, aber entge-

gengesetzte Positionen aufgegriffen und miteinander abgewogen. Neben diesen Abwä-

gungen wurden auch Argumente in Relation gesetzt, um ein abschließendes Ergebnis 

zu formulieren.  

Das Ergebnis dieser Bachelorarbeit enthält die Erkenntnis, dass ein Wahlrecht von Ge-

burt an, ungeachtet der aktuellen rechtlichen und verfassungsrechtlichen Voraussetzun-

gen, in Form des derivativen Stellvertreterwahlrechts eingeführt werden sollte. 

Die bisherigen Bestrebungen der Bundespolitik, ein solches Wahlrecht von Geburt an 

einzuführen, haben gezeigt, dass diese Thematik nicht aus der Welt gegriffen ist und 

bereits im Bundestag ein Podium zur Diskussion hatte. Die dargestellten Anträge zeigen, 

dass diese Idee nicht eine ist, die von einer Partei allein entwickelt wurde. Alle drei 

Anträge wurden fraktionsübergreifend aus der Mitte des Bundestages heraus gestellt. 

Es waren Abgeordnete der Fraktionen der CDU/CSU, der SPD, der Grünen und der FDP 

beteiligt. Diese Initiativen scheiterten deshalb, weil die Gegner eines Wahlrechts von 

Geburt an im Parlament fraktionsübergreifend die Mehrheit hatten. Sollte sich dafür 

eines Tages eine Mehrheit an Befürwortern im Deutschen Bundestag finden, wird es als 

sehr wahrscheinlich erachtet, dass das Wahlrecht von Geburt an beschlossen und 

eingeführt werden würde.   
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Wesentliche Erkenntnisse der Bachelorarbeit  

1. Das Wahlrecht von Geburt an sollte eingeführt werden, sodass Eltern für ihre min-

derjährigen Kinder wählen dürfen. 

2. Das derivative Elternwahlrecht wird als Umsetzungsform empfohlen, da die minder-

jährigen selbst entscheiden können, ob sie schon vor Erreichen des 18. Lebensjah-

res das Wahlrechtrecht selbst ausüben wollen, oder ob es bis dahin von den Eltern 

stellvertretend ausgeübt werden soll. 

3. Generationengerechtigkeit und Nachhaltigkeit von politischen Entscheidungen sind 

Kernpunkte, die für eine Einführung des Wahlrechts sprechen. 

4. Aktuell Minderjährige und zukünftige Generationen sind am längsten von den Folgen 

heutiger politischer Entscheidungen betroffen. 

5. Ein genereller Ausschluss von Minderjährigen vom Wahlrecht, so wie es aktuell prak-

tiziert wird, ist nicht zu rechtfertigen, da kein zwingender Grund dafür vorliegt.  

6. Der Grundsatz der Gleichheit würde beim Elternwahlrecht verletzt werden, wenn die 

Eltern die zusätzlichen Stimmen nach ihren Interessen abgeben und somit ein ver-

decktes Mehrfachstimmrecht erzeugen würden. 

7. Die Benachteiligung von bestimmten Bevölkerungsgruppen würde in jedem Fall, 

unabhängig der Einführung eines Wahlrechts von Geburt an, bestehen bleiben, so-

dass dieses Argument ohne Abwägung weder als solches dafür noch als solches 

dagegensprechen kann. 

8. Die Briefwahl und die Hinzuziehung von Hilfspersonen verstoßen dem Grunde nach 

gegen Wahlgrundsätze, sind aber trotzdem erlaubt, sodass legitime Ausnahmen von 

diesen Grundsätzen möglich sind. 

9. Das Wahlrecht von Geburt an würde Problemfelder erzeugen, die durch gesetzliche 

Regelungen geklärt werden müssten. 

10. Das Wahlrecht von Geburt an wurde bereits im Deutschen Bundestag unter anderem 

als Gesetzesinitiative eingebracht, aber aus Mangel an einer Mehrheit nicht umge-

setzt. 
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Anhang 1: Auszug aus der UN-Menschenrechtserklärung 

[…] 

Art. 2 Verbot der Diskriminierung 

Jeder hat Anspruch auf alle in dieser Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten, ohne 

irgendeinen Unterschied, etwa nach Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, 

politischer oder sonstiger Anschauung, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermögen, 

Geburt oder sonstigem Stand. 

Des Weiteren darf kein Unterschied gemacht werden auf Grund der politischen, rechtli-

chen oder internationalen Stellung des Landes oder Gebietes, dem eine Person ange-

hört, gleichgültig ob dieses unabhängig ist, unter Treuhandschaft steht, keine Selbstre-

gierung besitzt oder sonst in seiner Souveränität eingeschränkt ist. 

[…] 

Art. 21 Allgemeines und gleiches Wahlrecht 

(1) Jeder hat das Recht, an der Gestaltung der öffentlichen Angelegenheiten seines Lan-

des unmittelbar oder durch frei gewählte Vertreter mitzuwirken. 

(2) Jeder hat das Recht auf gleichen Zugang zu öffentlichen Ämtern in seinem Lande. 

(3) Der Wille des Volkes bildet die Grundlage für die Autorität der öffentlichen Gewalt; 

dieser Wille muss durch regelmäßige, unverfälschte, allgemeine und gleiche Wahlen mit 

geheimer Stimmabgabe oder einem gleichwertigen freien Wahlverfahren zum Ausdruck 

kommen. 

[…] 

 

Quelle: https://www.amnesty.de/alle-30-artikel-der-allgemeinen-erklaerung-der-men-

schenrechte 

Letzter Aufruf am 11.02.2020.  

https://www.amnesty.de/alle-30-artikel-der-allgemeinen-erklaerung-der-menschenrechte
https://www.amnesty.de/alle-30-artikel-der-allgemeinen-erklaerung-der-menschenrechte
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Anhang 2: Ergebnisse der Bundestagswahl 2017 im Vergleich zur U18-Wahl 

Die folgende Tabelle und die Diagramme zur Veranschaulichung, sollen zeigen, dass 

sich die politischen Interessen und Ansichten von Minderjährigen von denen der derzeit 

Wahlberechtigten unterscheiden. Dies zeigt sich vor allem an den Veränderungsraten 

bei kleineren Parteien.  

Es wurden die Wahlergebnisse der 19. Bundestagswahl vom 24. September 2017 mit 

denen der U18-Wahl am 15. September 2017 verglichen. Es wurden nicht alle Parteien 

betrachtet, sondern eine Auswahl, an denen man den Trend erkennt. Der Vollständigkeit 

wegen wird darauf hingewiesen, dass es auch viele Parteien gibt, bei denen das Ergeb-

nis bei der Bundestagswahl und U18-Wahl nahezu identisch ist. Dies traf aber vor allem 

auf Parteien zu, die weniger als 0,2% bei jeweils beiden Wahlen erhalten haben. 

Partei Bundes-
tagswahl 

U18-
Wahl 

Veränderung 
Bundestagswahl 
zu U18-Wahl 

relative Verände-
rung Bundes-
tagswahl zu U18-
Wahl 

CDU 33,0% 28,5% -4,50% -13,64% 

SPD 20,5% 19,8% -0,70% -3,41% 

AfD 12,6% 6,8% -5,80% -46,03% 

FDP 10,7% 5,7% -5,00% -46,73% 

DIE LINKE 9,2% 8,1% -1,10% -11,96% 

GRÜNE 8,9% 16,6% +7,70% +86,52% 

Die Partei 1,0% 3,0% +2,00% +200,00% 

Tierschutzpartei 0,8% 3,9% 3,10% +387,50% 

V-Partei 0,1% 0,5% +0,40% +400,00% 

Piraten 0,4% 2,7% +2,30% +575,00% 

Darstellung A-1:  Wahlergebnisse der Bundestagswahl 2017 und der U18-Wahl 
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Darstellung A-2:  Diagramm zur Bundestagswahl 2017 und U18-Wahl 

Darstellung A-3:  Relative Veränderung der U18-Wahl bzgl. der Bundestagswahl 
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Quellen: 

Wahlergebnis der 19. Bundestagswahl am 24. September 2017: 

https://www.bundeswahlleiter.de/info/presse/mitteilungen/bundestagswahl-

2017/34_17_endgueltiges_ergebnis.html  

Letzter Aufruf am 09.02.2020. 

 

Wahlergebnis der U18-Wahl: 

https://www.u18.org/vergangene-wahlen/2017-bundestag/wahlergebnisse 

Letzter Aufruf am 09.02.2020.  

https://www.u18.org/vergangene-wahlen/2017-bundestag/wahlergebnisse
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Anzahl der 
Wähler für 
Position X 

Bereitgestellte 
Menge eines 
öffentlichen 
Gutes X 

Position 
Partei A 

Position 
Partei B 

Position 
des Medi-
anwählers 

Anhang 3: Medianwählertheorem in der Public-Choice-Theorie 

Dieses Theorem wurde von Browning 1975 entwickelt. Es beschreibt die Entscheidungs-

findung bei einer Wahl in einer Gesellschaft, in der zwei Parteien zwei gegensätzliche 

Auffassungen vertreten. Die Bürger müssen sich bei einer Wahl zwischen den beiden 

Partien entscheiden. Zur Vereinfachung des Theorems wird bei der Verteilung der Wäh-

ler eine Normalverteilung angenommen. Zur Veranschaulichung dient folgendes 

Diagramm: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Darstellung A-4:  Diagramm zur Stimmenverteilung im Medianwählertheorem 

Die Position des Medianwählers entspricht der bereitgestellten Menge eines öffentlichen 

Gutes, die von den meisten Bürgern gewünscht wird. Links vom Medianwähler liegen 

genauso viele Wähler wie rechts von ihm. Die Normalverteilung hat an dieser Stelle ihren 

Hochpunkt.  

Um zu ermitteln, welche Partei bei dieser Wahl, bei der es idealisiert um eine Fragestel-

lung geht, als Gewinner hervorgeht, müssen die Bereiche ermittelt werden, die von den 

Parteien mit ihren jeweiligen Positionen abgedeckt werden. Partei A bekommt die Stim-

men aller Menschen, die links von ihr stehen, Partei B alle, die rechts von ihr stehen. 

Des Weiteren wählen alle diejenigen Partei A, die eine doppelt so hohe Menge des 

öffentlichen Gutes wollen, wie sie von Partei A angeboten werden würde. Analog wählen 

zusätzlich alle diejenigen Partei B, die links von deren Position stehen. Dabei entsteht 

folgendes Diagramm:  
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Anzahl der 
Wähler für 
Position X 

Bereitgestellte 
Menge eines 
öffentlichen 
Gutes X 

Position 
Partei A 

Position 
Partei B 

Position 
des Medi-
anwählers 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Darstellung A-5:  Diagramm mit den Wählerbereichen des Medianwählertheorems  

Alle, die links der grünen Linie stehen, wählen Partei A, alle, die rechts der roten Linie 

stehen, wählen Partei B. 

Nun wird die Frage geklärt, für welche Partei die Wähler stimmen werden, die nun zwi-

schen der grünen und der roten Linie stehen. Rational macht es für sie keinen Sinn, eine 

der beiden zu wählen, da sie zu weit von ihren Ansichten abweichen. Aus diesem Grund 

bewegen sich die Parteien nun in Richtung des Medianwählers, um die Stimmen aus der 

Mitte abzugreifen. Diese Bewegung findet solange statt, bis beide Parteien die Position 

des Medianwählers einnehmen. In diesem Fall hat die Partei A alle die Stimmen zusätz-

lich abgegriffen, die zwischen der grünen Linie und dem Medianwähler liegen, und Partei 

B all die Stimmen, die zwischen dem Medianwähler und der roten Linie liegen. 

Bei einer reinen Normalverteilung hätten beide Parteien jetzt genau gleich viele Stim-

men, was zur Folge hätte, dass der Wahlausgang rein zufällig wäre. Nach der Wahl 

würde das öffentliche Gut in der Menge bereitgestellt werden, die vom Medianwähler 

gewünscht wird. 

Dieses Medianwählertheorem verdeutlicht, dass die beiden Parteien ihre Präferenzen 

im Laufe der Zeit (hier ist es ein Wahlkampf) an der des Medianwählers ausrichten. 

Zu beachten ist, dass diese Theorie stark vereinfacht wurde. In der Realität gibt es mehr 

als zwei Parteien, mehr als ein Thema, das den Wahlkampf ausmacht, und die Vertei-

lung der Wähler ist, selbst bei zwei Parteien und einer Fragestellung nur in seltenen 

Ausnahmefällen perfekt normalverteilt.  
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Anhang 4: Gesetzesinitiative vom 11. September 2003 
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Quelle: http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/15/015/1501544.pdf  

Letzter Aufruf am 28.09.2019.  

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/15/015/1501544.pdf
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Anhang 5: Entwurf einer Grundgesetzänderung vom 09.November 2006 
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Quelle: http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/033/1603399.pdf  

Letzter Aufruf am 27.09.2019.  

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/033/1603399.pdf
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Anhang 6: Gesetzesinitiative vom 27. Juni. 2008 
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Quelle: http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/15/015/1501544.pdf  

Letzter Aufruf am 28.09.2019.

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/15/015/1501544.pdf
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